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Wir Sozmldemokraten sind der Auffassung, daß
gerade die Frage, die der Herr Vorredner in bezug
auf die polnischen Laudarbeiter angeschnittenhat, scharf
beleuchtet,um was es sich handelt. Denn daß wir im
5)sten Deutschlands noch ungezählte polnische Land¬
arbeiter beschäftige!!, ist doch gewiß nicht Schuld des
Rogiernugsshstems Severing-Braun (Sehr richtig! bei
den Sozialdemokraten), sondern es ist doch in erster
Linie Schuld der Großgrundbesitzer, die gerade bei den
letzten Wahlen sehr undankgemäß gehandelt haben,
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Zusammenfasse»!!sind
wir nicht abgeneigt, auch in dieser Frage mitzuarbeiten
unter sachlicher Bewertung der Notwendigkeiten. Die
Gewerkschaften, besonders der Deutsche Naugewerks-
bund, haben in sehr eindeutiger Form ungezählte
Uebergriffe festgestellt. Wir tonnen deshalb unter
keinen Umständen so weit mitgehen, daß auch in dieser
Frage eine verantwortungslose Politik einsetzt. Wir
können nicht von den: Gesichtspunkteausgehen: Ent¬
weder alles oder gar nichts. Weil wir von dieser Ver¬
antwortung getragen sind, bitten wir alle Kreise, mit
uns gemeinsam dahin zu wirken, daß der freiwillige
Arbeitsdienst so gehalten und so aufgezogen wird, daß
er nicht zur wirtschaftlichen Unvernunft, sondern zur
wirtschaftlichen Vernunft führt. Wir warnen auch
davor, gerade hierbei wieder zum Ausdruck zu bringen,
als wenn jetzt von der Schaffung des freiwilligen
Arbeitsdienstes die deutsche Wirtschaft gerettet würde,
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Sehr richtig!)
Die 'deutsche Sozialdcmutrntic und auch unsere sozial-
demokratischeProuinziallandtagsfraktion hat in der
Vergangenheit und im 'vorigen Jahre besonders mehr
als einmal auf die unvernünftige Forderung hin¬
gewiesen, die immer wieder ausklang in dem Rufe:
Sparen, sparen um jeden Preis! Mit innerer Be¬
friedigung konnte unsere Fraktionsführung seit vor¬
gestern feststellen, daß von der Verwaltung sowohl wie
auch von den Rednern des Hauses die zu starke Drosse¬

lung beinahe als eine Erdrosselung empfunden wurde.
So sind wir auch für die Zukunft gewillt, in dieser
Frage mitzuarbeiten zum Wohle aller, (Beifall bei den
Tozialdcmokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldungen
liegen, nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommeir zur Abstimmung. Getrennte Abstimmung
wird nicht beantragt. Ich bitte diejenigen, die für die
Anträge des ll. Fachausschusses zu den Beschluß-
»ummern 26 bis 32 der Tagesordnung sind, sich W
erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlösse!!.
Damit ist unsere Tagesordnung für heute erledigt.

Wegen der Einteilung des morgigen Tages möchte
ich vorschlagen,zunächst mich zu ermächtigen,die Tages¬
ordnung festzusetzen und auf diese Tagesordnung alles
das zn setzen, was aus den Ausschüssen und vom Pro-
vinzialausschuß als erledigt uud beschlußreifabgegeben
wird. — Sie widersprechennicht und haben damit die
Ermächtigung erteilt.

Für morgen früh ist vorgesehen um 9 Uhr eventuell
eine zweite Sitzung des Landesbaukausschusscs; auf
11 Uhr bitte ich die Fraktionen einzuladen; um 12 Uhr
soll eine Sitzung des l. Fachausschussessein, ich glaube,
uni dieselbe Zeit auch des II, Fachausschusses, mu 10 Uhr
eine Sitzung des III. Fachausschusses.

Es wird nach meinem Ucberblick genüge», wenn
wir morgen um 1 Uhr mit der Plenarsitzung beginnen.
Wir würden dann meiner Schätzung nach! gegen 7 Uhr
fertig werde». Wenn Sie damit einverstanden sind,
bitte ich um die Ermächtigung, morgen die Sitzung
des Plenums auf 1 Uhr anzuberaumen mit der Tages-
urdnuug, die eben angedeutet wurde. Den Aeltesten-
nusschuß bitte ich zwecks Vorbesprechung der geschäft¬
lichen Behandlung der Tagesordnung nm 3X Uhr sich
zusammenzufinden. — Damit sind Sie einverstanden.
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe
die Sitzung.

(Schluß: 15 Uhr 15 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Sliindehause zu Düsseldorf, Freitag, den 29. April 1932.

(Beginn: 16 Uhr 3« Minuten.)

Tagesordnung:
1. Giugänge.
2. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Berichte des

Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Pro-
vinzinlverwaltuug für das Rechnungsjahr von!
1. April 1930 bis 3!. März 1931.

3. Antrag des l. Fachansschnsscszn Kapitel 10 bis 13
des Haushaltsplans für !932, betreffend allgemeine
Verwaltung.

In Verbindung hiermit:
.->) Antrag der KPD-Frattiun auf Streichung der

i» Kapitel 13, Titel 20 b »nd Kapitel 11, Titel 3
des Haushaltsplans fiir 1932 vorgesehenen
Mittel.

>>) Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Kürzung
der Gehälter und Pensionen der Provinzial-
beamtcu,

1. Antrag des !, Fachausschusses zu dem Berichte uud
Autrage des Provinzialausschusses, betreffend den
Ablauf der Dienstzeit der Landesräte Dr. Diefcu-
hardt, Müller nnd Zillikcns.

5. Antrag des I. Fachansschusses z» dem Berichte uud
Antrage des Proviuzialausschusses, betreffend den
Ablauf der Dienstzeit des Landesmedizinalrnts
Dr. Wiehl.

6. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 79 des
Haushaltsplans fiir 1932, betreffend Besoldungen
und andere persönliche Ausgaben der Pruvinzial-
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bcamten bei der Landcsversichcrungsanstalt„Rhein-
Provinz"; hierzu Untrrhaushaltsplnn (Aulane 26).

7. Antrag des l. Fachausschusseszu Kapitel 7N des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Verwaltnngs-
tosten der Lnndesbank der Rheinprovinz; hierzu
Unterhanshaltsplan (Anlage 22).

8. Antrag des l. Fachausschusseszu Kapitel 72 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Vcrwnltungs-
kosten der Provinzial-Fenervcrsichernngsanstalt der
Rheinproviuz; hierzu Uuterhaushaltsplau (Au-
lage 23).

9. Antrag des l. Fachausschusses zu dein Berichte uud
Autrage des Proviuzialausschusses, betreffend Ab¬
änderung des ß 1 der Satzung der Proviuzial-
Feuerversicheruugsnustalt der Rheiuprovinz,

In Verbindung hiermit:
!>) Antrag der Fraktion „Christlicher Volksdienst

und Bauernpartei", betreffeud Znhluug von
Vergütuugcu derProviuzial-FcucrversichernngS-
nnstalt an Beamte.

!>) Antrag der KPD-Fraktiou, die Vergütungen,
welche die Pruvinzial-Fcnerversicherungsanstnlt
den Bürgermeistern zahlt, den Gemeinden zu
Wohlfahrtszweckenzur Verfügung zn stellen.

10. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 77 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Verwaltungs¬
kosten der Proviuzial-Lebcusversicheruugsaustalt
der Rheinproviuz; hierzu Uuterhaushaltsplau
(Anlage 25).

11. Autrag des I. Fachnusschnsscszn Kapitel 7« des
Hanshaltsplans für 1932, betreffend RuhcgehaltS-
uud Witwen- und Waiseukasscn,

12. Antrag des I. Fachansschnsscs zn dem Berichte uud
Autrage des Proviuzialausschusses, betreffend
Aenderung der Satzungen der Ruhegehnltskasseder
Aemter uud Laudgcmeiudeu uud der Ruhegchalts-
knsse der Kreiskommuualverbäudc und Stndt-
gemeindcn der Rheinproviuz.

Iu Verbindung hiermit:
Autrag der Fraktion „Christlicher Voltsdienst und
Bauernpartei", betreffend Aenderung des § 5 Ab¬
satz 2 der Satzungsänderung.

13. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 78 des
Haushaltsplaus für 1932, betreffend Gemeiude-
nnfallversichernngsverbnnd „Rheiuprovinz uud
Hoheuzolleru".

14. Antrag des 1. Fachausschusseszu Kapitel 32 des
Haushaltsplaus für 1932, betreffeud Förderung des
Gewerbes.

15. Antrag des I. Fachausschusses zu Kapitel 35, Titel 1
bis 3 und 6 sowie Kapitel 39 des Haushaltsplans
für 1932, betreffeud Wohnungswesen uud Landes¬
planung pp.; hierzu Uuterhaushaltsplau für das
Provinzinl-Institnt für Arbeits- uud Bernfs-
forschuug (Anlage 21).

16. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Berichte uud
Anträge des Proviuzialausschusses, betreffend die
Aufnahme vou zwei Staatsdarleheu im Betrage
vou 590 000 RM und 300 000 RM für die Rhei¬
nische Wohnungsfürsorge-Gesellschaftm. b. H.

17. Anträge ans Entlastung von Rechnungen.

Antrag des l. Fachausschusses,

V.

Nachtrags-Tagesordnung:
18. Vornahme der Neuwahl des Wasscrbeirates für die

Rheinproviuz.
19. Antrag des l. Fachausschusses zu dem Autrage der

EPD,-Frnktion, den Landeshauptmann uud die
Vertreter der Provinz im Reichs- und Staatsrat
zu ersuchen, zur Verhinderung des Znsammenbruchs
der Gemeinde» von der Reichs- und Staats-
regicrung sofortige Maßnahmen zn fordern.

20. Antrag des I. Fachausschusseszu dein Antrag der
KPD.-Fraktiou, den bei Kapitel 39, Titel 1 deö
Haushaltsplans für 1932 für das Provinzial-
Iustitut für Arbeits- und Verufsforschuug ein¬
gesetztenBetrag von 31000 RM für Zwecke der
Säuglingspflege zu verweudcu.

21. Autrag des I. Fachausschusses zu dem Cmtschließuugs-
autrage der KPD-Frattiou zur Notlage der Mit¬
glieder der Holzhcimer Spar- uud Darlehenskasse
in Holzhcim bei Neuß.

22. Autrag des III. uud I. Fachausschusses zu Kapitel 20
bis 29 und 120 des Haushaltsplans für 1932, be¬
treffend Verkehrswesen,

23. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 1 bis 9
des Haushaltsplaus für 1932, betreffend Finanz-
verwaltnng.

24. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan
der Proviuzialverwnltuug für das Rechuuugsjnhr
1932 uebst Vorbericht hierzu.

25. Autrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrage der
Fraktion „Christlicher Volksdieust und Bauern¬
partei", betreffeud Vorlage eines Berichts über die
Auswirkungen einer Gleichstellungin der Höhe der
beiden Umlngesteuerarten.

26. Autrag des I. Fachausschusses
u) zu dem Autragc der Fraktion „Christlicher

Volksdicnst und Bauernpartei",
b) zn dem Nutrage der Zeutrumsfraktiun,
betreffend Förderung des freiwilligen Arbeits¬
dienstes.

27. Antrag des 1>. Fachansschnsscs zn dem Cut-
schließuugsnutrage der KPD.-Fraltion, betreffeud
Auflüsuug der Schwalm-Meliorntiousgeuussenschnft,

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröffnet.
Ich bitte, Platz zu nehmen nnd möglichst die Türen
hinten geschlossen zu halten.

Die Niederschrift über die gestrige Pleuarsitzulug
liegt auf dem Tische des Hauses zur Cinsicht offen.

Schriftführer sind für die heutige Sitzuug zuuächst
>die Herren vr. Claes und Kurth. Ich bitte, die Wurt-
melduugen hier bei meinem linken Herrn Nachbarn
schriftlich einzureichen.

Nie Tagesordnung für die heutige Sitzung liegt
Ihnen vor. Es wird Ihnen aber nachhernach Beschluß
des Neltestenrates noch eine Nachtragstagesordnung
vorgelegt werden, die diejenigen Gegenstände enthält,
die die Fachausschüsse, uameutlich der l. Fachausschuß,
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heute noch erledigt haben. Gs bleibt dann noch ein
Punkt offen, der noch nicht erledigt ist, ein Antrag der
SPD. auf Verkürzung der Arbeitszeit in den Pro¬
vinziellen Anstalten, Damit dieser Punkt morgen als
erster Punkt noch auf die Tagesordnung kaun, bitte ich
im Einverständnis mit dem Herrn Vorsitzenden des
I. Fachausschusses die Mitglieder des l. Fachausschusses,
gleich um 5 Uhr während unserer Vullsitzuug iu dem
Zimmer driiueu noch zu eiucr kurzen Beratung zu¬
sammenzutreten.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Laudeshauptmau» Dr. Horion: Darf ich hier

auf etwas aufmerlsam machen? Es handelt sich um
einen Antrag auf Neuregelung der Arbeitszeit iu den
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten. Infolgedessen
Wirt» dieser Antrag, der in die Verwaltung der Pvo-
Uiuzial-Hcil- und Pflegeanstalten einschneidend ein¬
greift, zuerst dem V. Fachausschuß zu überweisen sein,
dem Fachausschuß. ,der die ProUinzial-Heil- und Pfloge¬
anstalten behandelt.

Vorsitzender l)r. Iarres: Gs wird nicht möglich
sciu, den V. uud deu l. Fachausschußheute wiihrcud des
Plenums damit zn befassen. Auf der anderen Seite
wird es aber wahrscheinlichnotwendig sein, daß die
Fraltioueu uach dem Plenum heute noch zusammen¬
treten. Es bleibt also zu entscheiden: Sollen die Frak¬
tionen heute zusammentreten oder morgen vor der
Plenarsitzung? Es wird vom Aeltcstenrat angeregt, die
Plenarsitzung morgen pünktlichum 9)H Uhr stattfinde»:
zu lasse». Wünschen Sie also hente Fraltionssitzung,
dann müßten die Ausschüssemorgeu zusanunentreten.
Ich glaube, unter diesen Verhältnissen ist es besser,
wenn die Ausschüssebeide heute abend noch, vielleicht
zn gcmeiusamer Verhaudluug, zusammentreten.

Herr Abgeordneter l)r. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hageu: Daun bitte ich trotzdem,

daß die Ausschüsse um 5 Uhr zusammentreten, weil sonst
nicht nbznsehen ist, wann das sein soll.

Vorsitzender vr. Iarres: Gs sind 30 Mitglieder
des Hauses, die daun hier austreten müßteu.

Abgeordneter 0r. Hagen: Vielleicht laßt es sich
ermöglichen, die Sache morgeu vormittag vor der
Sitzung zu machen, denn 30 Mitglieder könne» natür¬
lich hier nicht fehlen. Wcnu Wir dauu sagten: morgen
früh, 9.15 Uhr?

Vorsitzender Dr, Iarres: Sind Sie damit einver¬
standen, daß diese beiden Fachausschüssemorgen nm
9 Uhr zu gemeinschaftlicherSitzung zuscnumeutreteu?
(Zustimmnng.) Es ist so beschlossen. Eine besondere
Einladung erfolgt uicht. Die Einladung ist hiermit
ergangen. V. uud I. Fachausschußmorgen um 9 Uhr
auf Zimmer 38.

Meine Damen und Herren, der Acltestenausschuß
schlagt Ihnen vor, die Puutte, die heute auf der Tages¬
ordnung stehen, wie folgt zn erledigen:
Nr. 2 für sich, Redezeit 5 Minuten,
^Itr. 3 „ „ „ 5 „
Nr. 1 uud 5 zusammen, „ 5 „
Nr. 6 bis 13 „ „ 15
Nr. 14 für sich, „ 5 „
Nr. 15, verbunden mit der Druck-

sache 51, zusammen mit Nr. 16, „ 10 „
Nr. 1? für sich, „ 5

Dieser Vorschlag bedarf zu seiuer Durchführung der
Zustimmung von drei Vierteln des Hauses. Ich bitte
diejenigen, die für diese Vorschläge sind, die vom
Aeltestenrat einstimmig gemacht werden, sich zu er¬
hebe». — Das ist die erforderliche Mehrheit. Es ist so
beschlossen. ^

Ich werde dann über die geschäftliche Behandlung
der Nllchtragstagesordnuug nachher uoch Beschluß
fassen lassen.

Eingänge sind nicht mitzuteilen.
Wir kommen zu Punkt 2.
Hier ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Maus,

dem ich das Wort erteile.
Abgeordneter Maus: Den Bericht des Provinzial-

nusschusses über die Grgebuisse der Proviuzialvcr-
waltuug für das Nechnuugsjnhr vom 1. April 1930 bis
31. März 1931 beantragt der FachausschußI, der Pro-
viuzillUaudtag möge deu Bericht nach Keuutuisuahme
als erledigt ansehen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das »Wort wird uicht
gewünscht. Der Antrag ist augeuommen.

Zu Puutt 3 derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordueter Maus: Zu Kapitel 10 bis 13 des

Haushaltsplans für 1932, betreffend allgemeine Ver¬
waltung, beantragt der Fachausschuß1, die beiden An¬
trage der kommnuistischeuFraktion gemäß Drucksache
30 und 31 abzulehnen, im übrigen den Haushaltsplnu
anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder : Die kommunistische Frak¬
tion hat beantragt, die Gehälter der Verwaltuugs-
beamten der Rhcinprovinz in ihren Höchstgruppenauf
0000 NM und die Ruhegehälter auf 5000 RM herab-
zusetze»,eine Forderung, die von uns nicht nur im
Pruvinzillllaudtllg, sondern in allen parlamentarischen
Körperschaften gestellt Uürd. Wir sind der Auffnssuug,
daß Gehälter vou 0000 RM uud Ruhegehälter vo»
5000 RM immer uoch ausreichen, um eiu einigermaßen
anständiges Leben zu führen (Sehr gut! bei den Kom¬
munisten). Wir sind wegen dieser uuserer Forderuuge»
in all den parlamentarischen Einrichtungen, wo sie zur
Debatte standeu, angegriffen worden, und man wirft
uns aus diesen: Gruude Veamteufeiudlichieit vor. Ich
möchte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, daß
man den Kommunisten Beamtenfeindlichkeit.vorwerfen
kann, wenn man in bewußter Absicht seitens der Ver¬
waltung, in diesem Falle seitens des Präsidiunis, uuscrc
Anträge auf der Tagesordnung einfach als Anträge
betreffend Kürzuug der Gehälter und Pensionen der
Provinzilllbeamten bezeichnet. Das erweckt den Anschein,
als ob wir für alle Beamten nnd Angestelltender Provin-
zialverwaltung, also anch für die mittleren und unteren
Gruppen, eine Gehaltskürzung herbeiführen wollten.
Das Gegenteil ist der Fall. Die kommunistische Fraktion
tritt überall für eine Besserstellungder untere» sowohl
wie auch der mittleren Gruppen eiu, und zwar deshalb,
weil sie weiß, daß bei ihnen, genau wie bei den Ar¬
beitern, den Unterstützungsempfängern und den sonsti¬
gen Versorgungsberechtigten die grüßten Abstricheund
die größten Kürzungen der Gehälter, Löhne und Unter¬
stützungen eingesetzt haben. Wir wehren uns mit aller
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Entschiedenheitdagegen,einen solchen Vorwurf ans uns
sitzen zn lassen, und lehnen einen solchen Vorwurf ab.

Wer aber beamtenfeindlich ist, dazu nur ein paar
Bewertungen. Sind es nicht die Negierung Brüuiug
im Reich und die Regierung Braun-Severiug in
Preußen, die in den letzten Jahren eine Notverordnung
nach der anderen erlassen haben, wodurch die Gehälter
der Angestellten uud Beamten der uutcren und mitt¬
leren Gruppen geradezu auf das rigorosesteherabgesetzt
worden sind, wohingegen mau bei den Oberbeamten
Gehaltskürzungen vorgenommen hat, die für sie so gut
wie nicht in Erscheinung treten. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Wenn auch prozentual in dem einen
oder anderen Falle eine Rechnung aufgestellt wird, die
eiue Minderung von 20 bis 25 Prozent ausmacht, so
macht diese Minderung, an der Summe gesehen, für
diese hohen Beamten mir eine Bagatelle aus. Es
werden heute noch Gehälter bis zu 50 uud 60 000 RM
im Reich uud bis zu 30 000 RM in der Proviuzial-
verwaltuug gezahlt (Hört, hört! bei den Kommunisten),
wogegen bei den unteren und mittleren Gruppen der
Angestellten uud Beamten Kürzuugen vorgenommen
wurden, die bis zu 50 Prozent ihres Gehalts gehen,
und die Gehälter iu Summen ausgedrückt werden, die
heute zum großen Teil nicht einmal mehr 2000 RM
im Jahre erreichen. Ja, die Braun-Sevcring-Regiernng,
das angebliche Bollwerk der demokratischenStütze in
Deutschland, sie ist noch einen Schritt weiter gegangeil
und hat neben der Notverordnung Brüniugs am
12. September 1931 eine eigene Notverordnung heraus¬
geben, wodurch deu preußische»Beamten und An¬
gestellten, auch wieder iu den untersten Gruppen, ueben
der Gehaltskürzung, die in der Reichsnolverurdnung
vorgesehen war, eine weitere Kürzung der Gehälter
auferlegt worden ist. Die kommunistischeLandtags-
fraltion hat im Preußischen Landtag gefordert, diese
Notverordnung aufzuheben. Die Ncichstagsfrattio» hat
im Reich gefordert, diese Notverordnung aufzuheben.
Wer war gegen Aufhebung dieser Notverorduuug?
Das heißt: wer hat diese beamtenfeindlichePolitik der
Herabsetzung der Gehälter unterstützt? Die sozial-
demokratische Fraktion bis zu allen übrigen Fraktionen.
(Sehr richtig! links.) Ich glaube, es ist notwendig, an
dieser Stelle diese Dinge aufzuzeigen. Leider haben
wir infolge der kurzen Redezeit nicht die Möglichkeit,
ausführlich in alle Einzelheiten einzusteigen.

Wir haben dann weiter gefordert, daß die zu Per¬
sönlichen Zwecken dem Landeshauptmann und den
Vorsitzendendes Pruvinzialausschusses zur Verfügung
stehenden Summen gestrichen werden, nnd zwar aus
dem Grunde, weil keiner von uns die Möglichkeithat,
zu prüfen, für welche Zwecke diese Mittel ausgegeben
werden. Ich darf dabei betonen, daß uns in der For¬
mulierung unseres Antrages insofern ein Irrtnm
unterlaufen ist, als es auf Drucksache 31 im zweite» Satz
nicht heißen muß: „Zur Verfügung des Pruvinzial¬
ausschusses", sondern: „Zur Verfüguug des Vor¬
sitzenden des Provinzialansschusses".

Wir perwcisen ferner darauf, daß ueben den seht
schon vorgenommenen Gehaltskürzungen zweifellos in
den nächsten Tagen weitere Gehaltskürzungen kommen
werden. Die unteren Angestelltennnd Beamten werden
sich dann wieder überzeugen können, wo die beamten¬
feindlichenParteien sitzen.

Bei den Unterstützungsempfängern — das haben
wir bereits vor den Wahlen zum Ausdruckgebracht —
werden ebenfalls nach den Wahlen weitere Kürzuugen
einsetzen. Wie ich eben bereits erfahren habe, hat die
Regierung schou cineu Runderlaß herausgegeben,
wonach die Wohlfahrtsuntcrstützuugssätze um weitere
8, 10 und 12 Prozent herabgesetzt werden sollen. (Hört,
hört! bei den Kommnnistcn.) Das sind Tatsachen, die
wir in aller Kürze bei dieser Gelegenheit aufzeigen.
Wir uehmeu an, daß nunmehr insbesondere die unteren
Augestellten und Beamten, wie auch die mittleren
Gruppen dieser Kategorie in Zukunft wissen werden,
zn welcher Partei sie das Vertraue» haben müssen, wenn
sie nicht, wie die Arbeiter und Unterstützungsempfänger,
weiter in ihrer Lebenshaltung verschlechtert werden
wolleu. Sie werden erkennen müssen, daß sie gemein¬
schaftlich mit der KommunistischenPartei den Kampf
znr Beseitiguug des heutigen Systems durchführen
müssen, um in der kommenden Gesellschaftsordnungdes
Kommunismus ein menschenwürdiges Dasein z« er¬
langen. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. IarreS: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich bitte diejenigen, die zu Nr. 3
der Tagesordnung für die Anträge des !. Fachaus¬
schusses sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Zu den Puutteu 1 uud 5, die mitciuauder ver-
bnnden sind, ist Berichterstatter Herr Dr. Hartmann,
dem ich das Wort gebe.

Abgeordneter Dr. Hart m ann: Meine Damen
uud Herren, bei den Vorlagen 4 uud 5 hat sich der
Fachausschußmit der Frage beschäftigt, ob die Besetzung
der frei gewordenen Stellen wieder notwendig sei oder
nicht. Er hat diese Frage in allen Fällen bejaht, sowohl
bei den Herren. Landcsräten wie auch bei dem Herrn
Landesmcdizinalrat. Bei letzterem wird ausdrücklich
hervorgehoben, daß es sich nicht nur nm einen sach¬
verständigen Beirat handelt, sondern um deu Abtei-
luugsdirigenten des Irrenwcscns, eine Stelle, die früher
dagewesenund auch jetzt unbedingt wieder zn besetzen
ist. Der Fachausschuß stimmt auch deu Bedingungen
zu, die der Proviuzialausschuß aufgestellt hat, uud in
dankbarer Würdigung der treueu und erfolgreichen
Arbeit der ausscheidenden Landcsräte empfiehlt er
unveränderte Annahme der Vorlage.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Nach der Verordnung über die Wahlen znm
Provinziallnndtag können diese Wahlen dnrch Znruf
erfolgen, wenn niemand widerspricht. (Znrnf des Ab¬
geordneten Dnnder: Wir lehne» ab!) Die Stelle»
oder die Personen? (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Wir lehnen die Stellen ab!) Dann darf ich, wenn kein
Widerspruch sich erhebt, die Wiederwahl der Herreu
durch Zuruf feststelle». — Deu wiedergewähltenHerren
Landesräten spreche ich herzlichstenGlückwunsch aus.

Wir kummeu zn den miteinander verbundenen
Punkten 6 bis 13 der Tagesordnung.

Berichterstatter zunächst zu Nr. 6 bis 8, dann zn
11 bis 13 ist Herr Abgeordneter Dr. Hartmann.

Abgeordneter Dr. Hartmann: Zu Puutt 6
empfiehlt Ihnen der I. Fachausschuß unveränderte
Annahme.

Zu Punkt 7 ist zu bemerken,daß an sich die Fest¬
stellung dieses Haushaltsplans stets schon eine formelle
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Sache gewesen ist, daß sie es jetzt aber erst recht ist,
nachdem die Geschäfte der Landesbcmt vom Herrn
Staatslommissar geführt werden. Dieser hat auch die
Befugnis über die Ausgaben bei der Landcsbank. Aber
wir wissen, daß er sich bisher in dem Nahmen der fest¬
gesetzten Ausgaben gehalten hat. Infolgedessen hielten
wir die Festsetzungmich jetzt für erforderlich.

Ein zweiter Grund war maßgebend. Er bestand
darin, daß das Rechtsverhältnis der Beamten der
Landesbnnk zur Provinz auch bei deu heutigen Ver¬
hältnissen keine Aenderung erfahren hat und daß dieses
Rechtsverhältais durch Neufestsetzungwiederum zum
Ausdruck kommensoll.

Der Rückgang der Ausgaben, und zwar dadurch,
daß das Personal von rund 620 Köpfen auf 372 zurück¬
gegangen ist uud der Besolduugsaufwand von einer
Million auf rund AMM NM, beruht einzig uud aNein
daranf, daß eine Reihe der Neamtcu uud Angestellten
beurlaubt wordeu ist, um bei dem vorläufigen Giro-
verbnnd der Girokassein Köln zu arbeiten. Dadurch ist
die Ermäßigung herbeigeführt wordeu. Die Rechts¬
verhältnisse nnch dieser Beamten werden an sich nicht
berührt, sondern die Abkommandierung ist nur eine
Verrechnung zwischen der Landesbankuud der Girokasse.

Daher empfiehlt der FnchnnsfchußZustimmung nnd
unveränderte Annahme der Vorlage des Provinzial-
nnsschnsses.

Beim nächsten Punkt, der Fencrversicherungsaustalt,
ist nur eine Position aufgefallen, nnd zwar ist das die
Position V,1 zur Verbesserung der Fenerlöchcinrich-
tnngen für besonders wirksame Löschhilfe, Sie ist von
25U0N0 auf 1UNNUU RM gesenkt worden. Der Fach¬
ausschuß hat aber dieser Senkung zugestimmt, nachdem
er erfahren hat, daß aus früheren Jahren noch Rest¬
bestände da sind, so daß in dem alten Umfange die
Zuschüsse geleistet werden tonne». Infolgedessen
empfiehlt der Fachausschußauch hier unveränderte An¬
nahme.

Zn Punkt 11 wird unveränderte Annahme emp¬
fohlen.

Bei Pnnkt 12 handelt es sich um die Nnhegehalts-
kasse der Aemter nnd Landgemeinden nnd die Ruhe¬
gehaltstasse der Kreiskunnnunalverbände uud Stadt-
gemeinden.

Es ist schon in der Vorlage znm Ansdrnckgelommen,
daß die Belastung dieser Kassen eine zu starke ist und
daß, wenn mau die Dinge weitertreivcn läßt, unter
Umständen der Bestand der Kasse gefährdet ist. In¬
folgedessensind drei Vorschläge zur Abänderung der
Satzung gemacht worden. Der erste Abänderungs¬
vorschlag,der festlegt, daß eine Nachprüfung der Dieust-
nufähigleit der Beamte» durch die Kasse erfolgen kann,
erscheint nns als eine Selbstverständlichkeit. Auch der
zweite Autrag, der festlegt, daß eine Verbesserung des
Diensteinkommens in den letzten zwei Jahren vor der
Pensionierung auf die Peusiou nicht angerechnetwerden
kann, scheint uns geboten zn sein. Diese Nestimmnng
ist deshalb angebracht, weil wir gehört haben, daß eine
Reihe von Gemeinden dazu übergegangen ist, tnrz vor
der Pensionierung uoch das Gehalt des Beamten zu
erhöhen. Solche Wohltaten zum Teil auf Kosten der
Kasse tonnen Wir nicht zulassen. Das würde die Kasse
gefährden. Der dritte Puult geht dahin, daß bei den
Wnhlbcamtru in dem Falle, daß ihre Dienstzeit abläuft

und sie nicht wiedergewählt werden, die Pension von
dem Kommnnalverbande, bei dem er angestellt ist, ge¬
tragen werden soll und nicht von unserer Kasse, Es
ist nach den Ansführnngen, die uns geworden sind, Wohl
zutreffend, daß gerade die Peusiouieruug durch Nicht¬
Wiederwahleiue zu starke Belastung der Kasse herbei¬
geführt hat nnd daß infolgedessen eine Aenderung
unbedingt eintreten muß. Die Aenderung, die hier
vorgeschlagenwird, berührt keineswegs das Recht der
Gemeinde, nach Ablauf der Dienstzeit von einer
Wiederwahl abzusehen, sie ändert anch nichts an den
Rechtsverhältnissen des Beamten gegenüber seiner
eigenen Gemeinde, sondern es ist lediglich eine Geld¬
angelegenheit, nämlich die Frage, wer bann die Kosten
zn tragen hat. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß
die Kasse eiue solche Belastung nicht ertragen kann,
sondern daß die Gemeinde, die von diesem Recht Ge¬
brauch macht, dnun mich die Kosten zn tragen hat.
Diese Bestimmung liegt sicherlich anch im Interesse der
Gemeinden, denn es konnte die Handhabung der Frage,
ob eine Wiederwahl erfolgen soll oder nicht, recht will¬
kürlich sein, wenn sie von der fremden Kasse getragen
würde, d. h. von den Zuschüssen auch der übrige»
Gemeinden.

Ans diesen Gründen hat anch der Fachausschußder
Vorlage zugestimmt uud empfiehlt Ihnen nnveränderie
Annahme

Er bittet aber, den Antrag der Fraktion Christlicher
Volksdienst zn dem s 5, Absatz 2, abzulehnen.

Zu Punkt 13 wird Ihnen unveränderte Auuahme
empfohlen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter zn
Punkt 9 nnd IN Herr Abgeordneter Mans.

Abgeordneter Mans: Dem vorjährigen Provin-
zinlla»dtag läge» zwei Anträge der Fraktionen der
SPD. und des Zentrums vor, die am 26. März 1931
dem Pruvinzialnusschuß zur weitereu Prüfuug über¬
wiesen wurden sind.

Der Antrag der SPD-Fraktion verlangte eine
Prüfuug der Herabsetzung oder Staffelung des Anteils
an den Ginnahmen für Besorgung der Geschäfte des
Proviuzial-Fenerversichcrungswcsens, die den Bürger¬
meistern zufließe», sowie dere» Abführung an die Gr-
meindekassen. Der Antrag des Zentrums bat um
Prüfung, ob nnd wieweit die Vergütungen an die
Bürgermeister weitergewährt werden könnten nnd ob
nnd inwieweit diefe Vergütungen an die Gemeinden
gegeben werden sollten und welche Übergangsbestim¬
mungen eventuell zu treffen seien.

Die Tätigkeit der Bürgermeister für die Provinzial-
Feucrversichernngsnnstalt beschränkt sich auf die Ge¬
bäudeversicherung. Eine Vergütung erhalten die
Bürgermeister schon seit 1815, in der jetzigen Höhe von
6 Prozent der Gebändcversicherungsbeträgebereits seit
1858. Die Verfügung steht den Bürgernleistern per¬
sönlich zu, wie es i» eiuer Reihe von Entscheidungen
anerkannt worden ist. Es hat deshalb für die Anstalt
bisher der Znstimmnug des Bürgermeisters zur Zah¬
lung an eine andere Stelle bedurft. Die Verwendung
des Vermögens nnd der Einnahme, nicht etwa mir des
Ueberschusses,zum Zwecke der Kummnnalvcrwaltung
ist nach dem preußischen Gesetz über die öffentlich-
rechtlichen Fencrversichcrnngsanstnltcn vom Jahre 1910
untersagt. VerschiedenePrcssemitteilungen haben be-
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richtet, daß diese Vergütungen sich um 5000 und 20 009
RM bewegten und in einer Anzahl von Fallen sogar
darüber hinausgingen. Iu Wirklichkeitwürde für die
Lanze Rhcinprovinz für das Jahr 1931, wenn nicht
inzwischen durch die Notverordnung eine Aenderung
eingetreten Ware, die Vergütung nur bei 8 von deu
496 für die Anstalt tätigen Bürgermeistern mehr als
2000 RM betragen haben. Dagegen stellte sich für mehr
als die Hälfte der Bürgermeister dieses Einkommen
unter 000 RM. Diese Sachlage hat durch die preußische
Durchführuugsverorduuug vom 12. September 1931
zu den Verorduuugeu des Reichspräsidenten vom
5, Inli und 24. August 1931 eine vollständige Um¬
gestaltung erfahren. Was die Höhe der Vergütung
betrifft, die bisher 6 Prozent der eingehendenGebäude-
versichernngsbeiträgebetrug, so erscheintdie Anrcguug
des letzten Provinziallnndtagcs, dnrch Senkung eine
Ersparnis an Verwaltnugskosten zu erzielen, richtig.

Den Antrag der Fraktion des Christlichen Volks-
dicnstcs und der Bauernpartei, Drucksachc 27, und den
Antrag der KPD.-Fraktion, Drucksnche 33, bittet der
Fachausschuß I abzulehnen, dagegen den Autrag des
Provinzialansschusses auzuuehmen, der folgendermaßen
lautet:

,,l. Die Bestimmung des 8 4, Ziffer 5, der Satzung
für die Proviuzinl-Feuerversicherungsanstalt für die
Rheinprovinz wird mit Wirkung vom 1, Mai 1932 ab
abgeändert wie folgt:

„Die Bürgermeister beziehen als Entschädigung
für die Besorgung der Geschäfte der Fcuerversiche-
rungsaustalt 4 Prozent der in ihrem Bezirk zur
Ablieferung gelangten Gcbändeversichcrungsbeiträgc.

Für die ersten 20 000 RM der eingegangenen Bei¬
träge beträgt die Entschädigung 5 Prozent.
2. Der Provinziallandtag empfiehlt, innerhalb der

lür die Bürgermeister festzusetzenden Nebenbezüge
(gemäß Ziffer N III Absatz 2 der „Richtlinien" der
PreußischenVerordnung vom 12. September 1931) den
Netrag der von der Provinzial-Feuerversichernngs-
nnstalt zu beziehenden Vergütuug besonders zn be¬
zeichnen."

Zu Punkt 10 beantragt der FachausschußI Annahme
des Kapitels 77 des Haushaltsplans für 1932, bctreffeud
Verwaltungskosten der Provinzial-Lebcnsversicherungs-
anstnlt der Rheinprovinz.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. (Zuruf des Abgeordneten Wihler: Ich bitte
ums Wort!) Darf ich bitten, sich vorher schriftlich beim
Herrn Schriftführer zum Wort zu melden?

Das Wort hat Herr Abgeordneter Witzler.
Abgeordneter Witzler: Die Fraktion des Christ¬

lichen Vollsdienstcs nud der Bauernpartei hat be¬
antragt:

„Der Proviuziallcmdtag wolle beschließen, >daß
'rgendwclche Vergütungen der Provinzial-Feuer-
uersicherungsllnstnlt an Beamte nicht mehr geleistet
werden dürfen. Eventuelle Vergütungen erhält die
betreffende Gemeinde."

Dieser Antrag ist uns sehr sympathisch. Wir haben,
wie man sich vielleicht erinnern wird, deswegen auch
schon im Jahre 1930 einen ähnlichen Antrag gestellt,
der allerdings, soweit ich mich erinnere, dem Provinzinl-
nusschnß überwiesen wurde. Wir wollten, daß die

Provinzilll-Feuerversichcrnngsanstalt nugewicsenwerde,
ihre Verträge mit beamteten und iu öffentlichem
Dienste stehendenPersonen zu löseu. Wir sind gruud-
sätzlich der Meiuuug, daß die Herren Oberbürgermeister
uud die sonstigen gutbezahlten lcitcudeu Personen im
Kommnnaldienst recht gut nnf diese Nebeneinkünfte
verzichtenkönnten. Wir sind der Meinung, daß gerade
die Vertretung der Provinzinl-Fenerversichernngs-
anstalt ebenso gut uud ebenso erfolgreich ausgeübt
werden könnte von vertrauenswürdigen Personen, die
am Ort ansässig sind, von Geschäftsleute», vuu Kauf¬
leuten oder sonstigen Personen, die diese Nebeneinkünfte
jedenfalls viel dringender brauchen als die im großen
und gauzeu recht gut und sogar sehr gut bezahlten
Herren Oberbürgermeister, (Sehr gut! bei der Wirt-
schaftspartci.)

Wir sind mich der Meinung, daß durch dieses eigen¬
artige Verhältnis ein gewisser moralischerDruck auf die
Versicherungsnehmer ausgeübt wird. Dir private»
Versicheruugsgescllschnfteubeschweren sich schon seit
längerer Zeit darüber, daß geradezu eiu unzulässiger
Wettbewerb durch diese Vertretung durch leitende
Kommuualbeamte ausgeübt werde. Wir siud ohne
weiteres davon überzeugt, daß die Herren Oberbürger¬
meister oder die sonstige» Kommuualbeamte» niemals
eine» »»zulässige» Druck auf die Versicherungsnehmer
ausüben werden, >die das Bedürfnis haben, bei der
Provinzialanstllll zn versichern. Aber es liegt in der
Natur der Sache, daß die Leute, die meiuctwegen von
der städtischenSparkasse ein Darlehen haben wollen,
sich doch gewissermaßen eutgegeutounueud verpflichtet
fühle», da»» auch bei demjenigen Herrn Versicherung
zu nehmen, ans dessen Hand sie das Darlehen emp¬
fange». Das liegt sehr nahe. Aber diese Tatsache wird
gerade von den privaten Versichcrnngsgesellschaftenals
unznlnssiger Wettbewerb empfmide».

Deshalb hätten wir es recht gerne gesehen, wenn
der ChristlicheVolksdienstseinen Antrag noch erweitert
hätte. Wir sind aber für diesen Antrag »nd werden
dafür stimmen.

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hennes.

Abgeordneter Hennes: Meine Dame» und
Herren! Die Fraktion des Christlichen Volksdicnstes
und der Bauernpartei bedauert sehr, daß der Fach¬
ansschuß diesen Antrag abgelehnt hat. Ich wende mich
an das Haus mit der Bitte, dieser Ablehnung nicht
zuzustimmen.

VergessenSie nicht, meine Damen und Herren, daß
es sich hier um verhältnismäßig stark gesicherte Beamte
handelt, die einen Nebenverdienst haben sollen. Die
Arbeiten für die Provinzial-Fcuerversicherungsa»stalt
werden in der Hauptsachevom Gemcwdeamt selbst aus¬
geführt. Es ist recht, daß die Gemeinde» von der
ProUinzial-Fcnervcrsicheruugsanstalt für die Arbeit
entschädigt werden. Es ist aber nicht recht, daß diese
Entschädigung an einzelne Beamte gegebenwird. Die
Not der Arbeiter nnd der kleinen Beamten, vor alle»,
auch die Not der Arbeitslosen ist so groß, daß schon aus
Psychologische,!Gründen nnf einen Doppelverdicust
verzichtetwerden muß. Ich wende mich au das Gerech¬
tigkeitsgefühl der Beamten nnd schätze es so hoch ein,
daß ich glaube, die Beamten verzichten angesichts der
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grüßen Notlage, in der wir leben, selbst gerne auf diesen
Nebenverdienst. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Dich-
gans: Praktisch fließt er schon in die Kasse der Ge¬
meinde!) Wir erwarten, daß die Gemeinden ihre Dienst-
Verträge entsprechendander», und vou der Provinzial-
Feuerversicherung erwarten wir, daß sie in Zukunft
nicht mehr die Zahlung an einzelne Beamte leistet,
sonder» an die Gemeinde selbst.

Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Bockamp.

Abgeordneter Dr. Bockamp: Meine Damen und
Herreu! Es ist erstaunlich, mit wie geringer Sach¬
kenntnis manchmal über Dinge gesprochen wird, die
einer ernsteren Behandlung wert waren. (Sehr richtig!
im Zentrum.)

Beide Herren Vorredner haben es so dargestellt, als
ob diese Abgaben der Provinzial-Fenerversichernngs-
anstalt auch jetzt noch persönliche Nebeneinkünftc der
betreffenden Gemeindevorstcindewaren. (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Das waren sie bisher!)
Die beiden Herren wissen anscheinendnicht, sollten es
aber wissen, daß das nicht mehr der Fall ist. Wenu sie
die Gesetzgebungkannte», würde» sie wissen — wie das
lang und breit in, Fachausschußerörtert worden ist —,
daß durch die preußische Notverordnung vom September
1931 diese Einkünfte längst praktisch den Gemeinde»
zur Verfüguug gestellt worden sind. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hennes: Das stimmt uicht!) Es gehört
zum Zustäudigkeitsbereichder Gemeinde, zu befiudcu,
was damit geschehen soll. Im Grnndc handelt es sich
»m nichts weiteres mehr, als daß die Gemeinden an
der Provinzial-Fenerversichernngsanstalt interessiert
werden. Man kann ja über die Existenzberechtigung
einer Provinzial-Fenerversichernugsanstalt verschiedener
Meinung sei». Wenu sie aber besteht, dauu liegt auch
Gruud dafür vor, die Gemeinden daran zu inter¬
essieren, uud uichts weiter ist hier der Fall.

Es kauu gar keine Rede davon sein, daß etwa durch
diese Anträge, die hier gestellt uud eben begründet
worden sind, pcrsu'uliche Nebeneintünfte der Gemeinde¬
vorsteher abgebaut werde» sollcu, souderu die Gesetz¬
gebung hat das längst geändert. Es ist lediglichSache
der Gemeinden, über Verwendimg und A»rech»ung zn
bestimmen. (Widerspruchbeim Christliche» Voltsdieust.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Landeshauptmauu.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
»ud Herren! Ich glaube, wie auch der Herr Vorredner
dargelegt hat, daß die Herren sich über die Bedeutung
der vorliegende» Anträge für die Praxis gar nicht klar
sind. Wir sind hier nicht die zuständige Stelle, um die
Gehälter der Bürgermeister zu regeln. Das ist lediglich
Sache der zuständigen Beschlußorgaue der Gemeiudeu
nud der staatlichenAufsichtsbehörde.Sie habeu darüber
zu bestimme»,ob diese Beträge den Bürgermeister» ver¬
bleiben oder ob sie sie bei der Gemeindekasse verein¬
nahmen. Ich glaube, daß gerade auf dem Lande die
Praxis sehr viel dahin gehen wird, daß ein Teil des
Bürgermeistergehaltes auf diese Weise von der Pro-
Vi»zial-Feuerversichcr»»gsa«stalt »»d »icht von der
Gememde getragen wird. Streichen Sie diese Beträge,
so bekommtdie Gemeinde nichts, den» ei»e Abführung
zu Wohlfahrtszweckeuau die Gemeinden ist praktisch

vollständig ausgeschlossen.Nach der Satzung der Pro-
Vinzinl-Fcuerversichernngsllnstalt kann sie für Wohl-
fahrtszwccke der Gemeinden keinerlei Ausgaben machen,
sondern sie kann mir ihren örtlichen Vertretern einen
bestimmten Prozentsatz zuweisen. Siud ,das uun die
Bürgermeister, so hat die Gemeinde zu bestimmen,was
uo» diesem Betrage dem Bürgermeister verbleibt »»d
was die Gememde einzieht. Nnd auch da ist sie wesent¬
lich beschränkt dnrch die neuen Besti»nu»uge» der Spar-
verordnnng, wonach selbst, wenn sie mehr wollte, uur
ein verhältnismäßig kleiner Betrag dem Betreffenden
verbleiben kann, (Znruf des Abgeordneten Hennes: Bis
z» 0000 RM!) Abgesehendavon, liegt es ja wesentlich
im Interesse der Provinzinl°Fc»erversicher»»gsa»stnlt,
das Interesse der leitenden Kommunalbcamten an der
Fcnerversichernngsnustalt zu wcckeu uud zu erhalte»,
»»d die Feucrversicherungscnistalthat ja auch die wich¬
tige Aufgabe, durch ihre Ueberschüsse für allgemeiuc
Zwecke in der Provinz zu sorgcu. Ich erinnere nn die
weitgehenden Beihilfen, die sie für Wasserletimgsci»-
richtunge» »»d Fcnerlöschzwccke gibt, so daß wir anch
hier alles Interesse habe», für ei» Blühe» imd Gedeihe»
der Provinzial-Fcuerversichcrungsanstalt zn sorgen,

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort hat Herr Ab¬
geordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und
Herreu! Wir habeu uns bei diesen Anträge» zunächst
uud hauptsächlichvou den Iuteresseu der Provinzial-
Feuervcrsichcrimgsanstalt leiten lassen. Das war der
Grimdton. Ich kann natürlich verstehen,daß diejenigen,
die nn sich Gegner dieser öffentlichen Giurichtuugeu sind,
sich prinzipiell dazu anders einstelle». Sonst haben wir
der Tendenz des Antrages der Herren durchaus zuge¬
stimmt »»d stimmeu ihr auch heute zu. Nachdem aber
die Besolduugsorduung die Sache geändert hat und in
jeder Gemeinde die Dinge geregelt wordeu siud, sehen
wir gar lciue Vcraulassung, jetzt daran etwas zn
ändern. In der überwiegeuden Auznhl der Gemeinden
ist jetzt die Sache so geregelt, daß dieses Geld in die
Gemeindekasse fließt, nnd es gehört anch znr Zuständig¬
keit der Gemeiiidevertrctimg, das für jede Gemeinde zn
regeln. Unsere Freunde werden auch iu jeder Gemeinde
in diese»! Sinne votieren. Aber wir lehne» einen Be¬
schluß dahin nb, daß es für alle Gemeindevertretungeu
geregelt wird. Das ist gar nicht notwendig. Vor allen
Dingen aber lassen sich meiue Freunde ^ das betone ich
uoch einmal -^ primär leiten von de» Iüteresse» der
Proviuzial-Feuerversichcruugsaustalt.

Vorsitzeuder Dr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Berichterstatter.

Abgeordueter Maus: Die Herreu Abgeordnete»
Witzler uud Hennes haben das Wort „Oberbürger¬
meister" ga»z besonders unterstriche», wodurch falsche
Auffassungen entstehen könnten. Der Herr Abgeord»
nete Bockamphat durchaus recht, daß fast alle Bürger¬
meister persönlich diese Zuwendungen überhaupt »icht
mehr bekomme»,sonder» sie au die Gemeiudetnsseab¬
führen.

Nun möchte ich folgendes feststellen: Wie ist denn
nun eigentlich die Höhe der Beträge, die den emzelne»
Bürgermeister» zufalle»? 250 Bürgermeister habe» ein
Einkommen bis zu 600 RM aus dieser Z»we»duug, 200
bis zu 1200 RM, 38 bis zu 2000 RM, 8 mehr als 2000
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RM, darunter 2 mit 1000 RM. Von deu zwei Persunen
mit 4000 NM ist erwiesci!,daß sie diese Beträge an die
Gemeinde abführen. Dies bloß zur Klarstellung.

Vorsitzender Dr. Inrres: Die Besprechung ist ge¬
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung, Wird ge¬
trennte Abstimmung beantragt? (Zuruf aus der Wirt-
schaftspartci: Ja, getreuute Abstimmung!)

Dauu lasse ich zunächst über die Drucksnche 2? ab¬
stimmen und bitte diejenigen, die für die Drncksache 27
(Antrag der Fraktion Christlicher Volksdienst und
Nauerupartei) sind, sich zn erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse nun über die Drncksache33abstimmen. Ich
bitte diejenigen, die für diesen Antrag der KPD. sind,
sich zn erheben,— Das ist nicht die Mehrheit. Der An¬
trag ist abgelehnt.

Dann bitte ich diejenigen, die für den Antrag des
I. Fachausschusseszu Nr. 13 siud, sich zu erheben. -
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Dann lasse ich abstimmen über die Punkte 6, 7, 8,
><!, ll, 12 und 13, wo offenbar getrennte Abstimmung
nicht gewünscht wird. Ich bitte diejenigen, die für die
Anträge des I. Fachansschusseszu deu Nummern von
0 bis 8 und 10 bis 13 sind, sich zn erheben, — Das ist
die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 14.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter I>. Hart-

Mllnn,
Abgeordneter Dr. Hartma n n : Meine Damen und

Herren! Bei diesem Kapitel sind die Zuschüsse zur For¬
derung des fachlichen Untcrrichtswesens gekürzt worden,
und zwar durchweg auf die Hälfte der früheren Be¬
träge, Nnr in einer Position ist eine solche Kürzung
nicht eingetreten, uud zwar bei dem Zuschuß zur staat¬
liche» Handels- uud Gewerbeschule für Mädchen in
Gladbach-Rhehdt. Da ist ein ziemlich hoher Betrag noch
stehen geblieben. Die Landesverwaltnng erklärt dieses
Vorgehen damit, daß da ein besonderer Vertrag vor¬
liegt, der nicht gekündigt werden kann.

Nach Anerkennung dieser Erklärung empfiehlt
Ihnen der Fachansschuß unveränderte Annahme.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich stelle unveränderte Annahme fest.

Mit N r. l 5 bitte ich die N r. 20 der Nachtrags-
tagesurdn nng zu verbinden.

Ich darf vielleicht wegen der Behandlung der Gegcu-
stäude der Nachtragstagesordnung folgende Vorschläge
des Aeltcstenrntes Ihnen vortragen.

Es wird also zunächst, wie eben erwähnt, vorge¬
schlagen, die Nr. 20 der Nachtragstagesordnung mit
Nr. ,5 der ersten Tagesordnung zu verbinden. Die
Redezeit soll 10 Minuten betragen. — Ich bitte, nun die
Nachtragstagesordnung zur Hnud zu uehmen.

Punkt 18 wird wohl ohne Debatte vor sich gehen.
Punkt 19 — da ist auch die Drncksache 19 — 10 Minute»
Redezeit. Da»» Punkt 21 für sich mit 5 Minuten,
Punkt 22 für sich mit 5 Minuten, dann die Punkte 23,
24 und 25 verbunden mit IN Miuuteu, Puukt 26 mit
IN Minute» und Pmitt 27 mit 5 Minuten.

Wenn ich keinen Widerspruch höre, nehme ich an,
daß das Haus mit diesen Vorschlägendes Neltestenratcs
"»verstanden ist. — Das ist der Fall.

Wir kommen dann zu Punkt 15, verbunden mit
Punkt 20.

Berichterstatter zu Punkt 15 ist Herr Abgeordneter
Mans.

Abgeordneter Mans: Zu Kapitel 35, Titel 1 bis 3
und 6, sowie Kapitel 39 des Haushaltsplans für 1932,
betreffend Wohnungswesen und Landesplanung, hierzn
Unterhanshaltsplan für das Provinzialinstitnt für Ar-
beits- und Nernfsforschung, beantragt der Fachaus¬
schuß l unveränderte Annahme.

Ich habe aber noch einen Wunsch des Fachaus¬
schusses l zum Ausdruck zu briugen. Der Fachaus¬
schuß l erachtet die Zusammenfassungder Aufgaben der
Landesplanung als Selbstverwaltung unter Feder¬
führung des Herrn Landeshauptmanns für notwendig.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sa aßen: Zu
Punkt 20 hat als Berichterstatter das Wort Herr Abge¬
ordneter Hcnrh.

. Abgeordneter H e n r y : Zn Punkt 20 empfiehlt der
FachausschußAblehnung des Nutragcs i» Neberein¬
stimmung mit der Stellungnahme des Provinzialans-
schnsses.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. San ß e n : Zu
Pnnkt ll! als Berichterstatter Herr Abgeordneter Mans.

Abgeordneter Maus: Meiue Damen und Herren!
Die RheinischeWohnungsfürsorgegescllschaftkonnte im
Jahre 1931 infolge der Wirtschaftskrise und der
Zahliiugsstocknng bei der Landesbcmk »icht über ihr
Guthabe» bei der La»desba»t verfügen. Um die hier¬
aus für das Baugewerbe und die Bauherren sich er¬
gebenden Schwierigkeiten zn beheben, benötigte die
Rheinische Wohnnngsfürsorgegesellschaft die Gewäh¬
rung ciues Kredits beim preußischen Staat, Der
PreußischeStaat stellte zunächst ein Darlehen in Höhe
von 500 000 NM nnd späterhin noch ein solches von
300 000 RM zur Verfügung.

Die Fachtommission1 schließt sich dem Antrage des
Pruvinzialansschnsses a»:

„Der Provinziallandtag genehmigt die vom Pro-
vinzinlansschnßbeschlosseneAufnahme von zwei Staats-
darlehcu im Betrage von 500 000 nnd 300 000 RM und
erklärt sich mit deren Weitergabe n» die Rheinische
Wohnnngsfürsorgegesellschnftm. b. H. einverstanden."

Stellvertretender Vorsitzender Nr. Sanßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Döllc.

Abgeordneter Dölle: Bei Kleinigkeiten,wo es sich
um 2000 RM handelt, halten es die bürgerlichen Par¬
teien für notwendig, restlos ans den Plan zu trete».
Aber, wenn Anträge der kommunistischenFraktion,
durch die Millioue» eingespart werden könnten, zur Be¬
handlung stehen, wie bei dem Antrage über die Kürzung
der Vcamtengchälter, da halten es diese Parteien nicht
für notwendig, hier zn erkennen, daß Millionen ein¬
gespart werden kö»»e». Ebenso sieht es ans bei allen
Positionen des Etats, wie sie hier vorgenommenwerden.

Wen,: man bei Titel 35, Position 1, wo es sich um
die Nerbillignng für kinderreiche Familien bei der Woh-
nnngsfürsurgc handelt, im Etat Abstrichevon 300 000
auf 150 000 RM vorgenommen hat, so liegt das in der¬
selbe» Li»ie wie die Abstriche bei alle» andere» Posi¬
tionen, die der Lage der Bevölkerung entsprechen.Man
hält es nicht für notwendig, das ungeheure Wohuuugs-
elend, wie wir es i» De»tschla»d zu verzeichnenhaben,
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auch mir in etwa zu liguidiereu. Die Hauszinssteuer,
die dazu geschaffen wurden ist, den Wuhnnngsban vor¬
zunehmen, verwendet mau zur Veamteubesuldung und
zur Besuldung der Polizei. Andererseits geht mau dazu
über, die Exmittierungen bei der Arbeiterschaft durch¬
zuführen, sie iu Baracken hineinznpferchen uud das
Barackcnelend von Tag zu Tag zu vergrößern Wir
Konnuuuisteu wisseu gauz genau, daß wir erst, weun
wir dazn übergegangen sind, den Sturz der bestehende!!
Gesellschaftsorduuug herbeizuführen, iu der Lage sein
werden, dieses ungeheure Wuhnuugselend zu liqui¬
dieren. Um dieses durchzuführen, rufen wir die gesamte
Werktätige Bevölkerung auf, den Kampf zu führe»
gegen diese Maßnahmen der Provinzialverwaltung.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Görlingcr.

Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und
Herren! Wir begrüßen es, daß es möglich war, von
der PreußischenStaatsregierung wenigstens die 800 000
RM zu erhalten, die heute als Darlehensaufnahme ge¬
nehmigt werden sollen, um so wenigstensder Rheinischen
Wuhnungsfürsurgegesellschnftin etwa die Tätigkeit zu
ermöglichen. Wir wissen natürlich, daß auch das ein
Betrag ist, der außerordentlich gering ist.

Ich habe für meine Freunde bei der Gelegenheit mit
zum Ausdruck zn bringen, daß wir den Wuufch au die
Rheinische Provinzialverwaltung haben, daß sie deu
Bestrebungen, auch für die Neubnuwuhuuugen Miet¬
verbilligung Platz greifen zu lafseu durch uutcr Um-
ständen andere Placierung uud andere Tilgungsmaß¬
stäbe, eiu aufmerksamesAuge zuwenden soll, (Abgeord¬
neter Hoffmann: Sehr gut!) Durch die Presse ist be-
tnuut geworden, daß von einem Frankfurter Institut
eiue erste Arbeit von Dr. Ernst Kahn herausgetommru
ist, die Vorschläge zur Verbilliguug der Neubau¬
wohnungen macht. Wir glauben bei den Schwierig¬
keiten, die gerade bei den Neubaumieteru fetzt ucich deu
gesunkenen Löhnen und Gehältern auch für die Ge¬
nossenschaften bestehen, daß solche Bestrebungen auch im
Interesse der WuhuuugSfürsorge liegen

Die Abgeordneten der KPD, die den Antrag gestellt
haben, bei dem Iustitut fiir Verufsforschnng 31 000 RM
zu streicheu uud sie woaudcrs zu verwende», darf man
doch darauf hiuwciscu, daß sie vollständig vergessen
haben, daß allein 22 000 RM in der Einnahme stehen.
Die Gesamtausgabe beträgt 31 000 RM. Die kann mau
gar uicht streicheu; sie sind uämlich iu Wirklichkeit uicht
da, denn es sind 22 000 RM Einnahme da, davon allein
10 000 RM von der Neichsanstalt für Arbeitsvermitt¬
lung, auf die wir verzichten müßten, wenn wir die
31000 RM streichen wollten. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Hört, hört!) Also in Wirklichkeit sind dort
eigentlich nur 9000 RM zur Verfügung, die aus Pro-
vinzialmitteln gegebenwerde». Folglich kauu mau dar¬
aus uicht 31000 RM uehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Lehr.

Abgeordneter Dr. Lehr: Meine Dame» und
Herren! Im vorigen Juli hat der Herr Laudeshaupt-
mann hier zn einer Sitzung des Landesplannngsver-
bandes eingeladen und zum Gegenstand eingehender
Erörterung die Frage der Fernverkehrsstraßen gemacht
und insbesondere die Frage der Verkchrsbedingnngen

im nördlichen Teil uuserer Proviuz vom Standpunkte
der Landesplanung erörtert. Au der Versammlung
nähme» damals teil Vertreter des Obcrpräsidimus, der
Regierung und der Selbstverwaltung, u. a, auch Ver¬
treter des Reichsverkehrsministerinms. Nach dem ein¬
gehenden Vortrag des Herrn Landeshauptmanns und
seiner Sachbearbeiter wurde uns zugesagt, das Ergeb¬
nis- seiner Nachprüfung und der Untersuchungen in
einer besouderen Deukschrift zu veröffeutlicheu. Die
Veröffentlichung ist bis znr Stunde uicht erschiene».
Da sie aber i» ihrem gesamte» Umfange sehr wertvoll
ist und da die Kosten nicht bedeutend sind, so möchte ich
den Herrn Landeshauptmann von dieser Stelle aus an
seiu Versprecheu eriuucru uud doch bitten, die Unter¬
suchungen auch im Druck erscheinenzu lassen.

Ich möchte bei der Gelegenheit auf meine damaligen
Auregungcn hinweisen, daß mau auch bei der Landes¬
planung uoch einmal die Lage der verschiedenenFlug¬
häfen in unserer Provinz und die Möglichkeitenbesserer
Verbindung der Städte zu diesen Flughäfen besonders
untersuchen soll.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sanßen: Das
Wort hat Frau Abgeordnete Esser.

Abgeordnete Frau Esser: Die kommuuistische
Fraktiou hat deu Autrag gestellt, den Betrag von 31000
RM, der unter Kapitel 39, Titel 1, vorgesehen ist, für
Säugliugspflege zu verwende». Wir hatten diesbezüg¬
lich schon vor einigen Tagen eiueu Antrag gestellt nnd
ersncht, für diesen Zweck 50 000 RM znr Verfügung zu
stelleu. Dieser Autrag ist ohue weiteres iu deu Papier¬
korb geflogen, nur deshalb, weil wir keinen Decknngs-
vorschlng gebracht hatten. Jetzt bringen wir einen
Deckungsvorschlag,und wir werden darau feststellen,
ob die Parteien, die immer iu der Ocffeutlichkeit eiu
mildes Herz für die Bevölkerung zeigen, auch hier die
Stirn haben, zn bekennen, ob sie gewillt sind, diese
31 000 RM, die als Deckungsvorschlaggebracht worden
sind, zu bewilligeu.

Wie wichtig unser Antrag ist, das möchte ich nur au
folgendem bekunden: Nicht mir durch die Kommu-
uisteu, suudcru durch deu Muud bürgerlicher Aerzte ist
die Not uud das Eleud der Säuglinge in Deutschland
klar und drastischgekennzeichnet worden, z. B, in dem
statistische» Bericht der Stadt Berlin. Dort wird für
das Jahr 1929 gemeldet, daß auf 100 lebend Geborene
des Proletariats im Bezirk Mitte sage und schreibe
l0,9 Prozent an Todesfällen zu verzeichnensind. Da¬
gegen berichtet das Statistische Amt von Wilmers-
dorf, iu dem Bezirk, wo die Neicheuwohnen, dort, wo
die Wuhnen, die von den Groschen aus dem Blut der
Arme» Geschäftemache», mir vo» 5,2 Proze»t Todes¬
fällen. Das beweist klar und deutlich, daß die Kiuder
des Proletariats viel mehr der Not uud dem Eleud
ausgesetzt sind. Ja, man kann sagen, daß schon allein
die Tatsache, daß das proletarische Kind zur Klasse des
Proletariats gehört, eine Strafe ist.

Noch ein anderer Fall, der zeigt, wie die bürgerliche
Gesellschafturteilt. Iu einem Bericht des Professors
Langenstein vom 17. November 1931 heißt es:

„Es dauert eine geraume Zeit, bevor eine Ver¬
schlechterungdes Gesundheitszustandes sich in Sterbe¬
zahlen lnndtut, denn erst ganz allmählich kommt es zu
einer Senkung der Widerstandstraft der Kinder infolge
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Mängel in der Ernährung und Pflege, und erst am
Schluß kommt der Tod.

Nuter dcu Besuchern der Poliklinik unserer Austalt
fällt uns in letzter Zeit eine Zunahme der Rachitis auf.
Ich möchte nicht verfehlen, die Aerzte auf dieses alar¬
mierende Vorkommnis aufmerksam zn machen. Wir
wissen ja, daß die Rachitis dem gleich gefährlichen
Würgengel der Säuglinge, der Lungenentzündung,
Vorschub leistet. Da dieser Wiutcr mit voraussicht¬
lichem Nahruugs- uud Pflegcmangcl die Widerstauds-
kraft der Kinder sichtlich schwächt, könnte es sein, daß
wir einen erschreckend hohen Wintergipfcl der Lungen-
eutzüuduugsstcrblichkeit zu erwarteu habeu."

Das ist der Bericht der Aerzte, derjenige», die tag¬
täglich mit den Proletarierkindern umgehen, die es
nicht mehr mitanschcn können,wie man mit der prole¬
tarischenKlasse umspringt. Hier sitzen alle Parteien zu¬
sammen, die draußen den Massen das Heiligste vom
Himmel herunter versprechenund hier in diesem Par¬
lament nichts für diejenigen tnn, von denen sie ihre
Stimme einheimsen. Hier drischt man Phrasen und
denkt nicht im geringsten daran, diese in die Wirklich¬
keit umzusetzen, (Sehr gut! bei den Kommuuistcu.)
Geunu so ist es auch in den anderen Parlamenten,

Namentlich die SozialdcmokratischePartei kann sich
nicht genug tun auf diesem Gebiete. Wer ist es, der
alle diese Sparmaßnahmen durchführt. Gerade die
Severing-Braun-Negiernng ist es, die durch ihre Dik¬
tate die Proletarier in diese Notlage versetzt.

Das Groeuersche Programm sieht z. B. vor, daß
Zwcrgfürsorgestellen geschlossen werden können. Es
sieht ferner vor, daß sog. Stärkungsmittel gestrichen
werden können. Was heißt das, wenn man den
Aermsten der Armen, die sowieso schon am Hnnger-
tuche nagen, noch diese kleinen Beihilfen streicht?

Heute lesen wir im Dortmunder Generalanzeiger,
daß auch die Wohlfahrtsrichtsätzcvom 1, Mai ab wieder
gekürzt werden sollen. Was heißt das, wenn wir fest¬
stellen, daß diese Wohlfahrtsrichtsätzeder Aermsten der
Armen noch nm einige Mark im Monat weiter ge¬
kürzt werden? Das bedeutet neues Elend, neue
Masseuuot. Das köuuen wir nur zurückführen nnf
die Nraun-Seucring-Regieruug uud die Brüning-
Groener-Regiernng.

Die kummuuistischc Fraktion hat in dieser Richtung
genügend Anträge gestellt! sie wurden aber jedesmal
damit abgetan, daß man sagte: Das sind ja nur
Agitationsanträge. Ja, man kann leicht behaupten,
diese Anträge sind Agitationsnnträgc. Beweise dafür
kann man nicht liefern.

Wir stellen demgegenüber fest, daß man hier in
diesem Parlament große Phrasen drischt nnd beileibe
nicht daran denkt, auch die Versprechungen, die man
den Wählern gegebenhat, in die Tat nmzusetze«. Weuu
Sie das wollen, so beweisen Sie es durch die Zu¬
stimmung zu unserem Antrage.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sanßen: Das
Wort hat der Vertreter des Landeshauptmanns, Herr
Lnndesrnt Gerlach.

Lnndesrnt Ger lach: Ich darf zur Fortsetzung
der sachlichen Beratung »ur folgendes sagen:

Der hier gestellteAntrag schafft keine Mittel, denn
"' schlägt vor, daß die Gesamtausgabe von 31000 RM

gestrichen wird, vergißt aber, daß in diesem Hanshalts¬
plan von anderen Stellen 27 000 RM Gesamteinnahme
vorhanden sind, so daß überhaupt mir ein Provinzial-
zuschnß von 1000 RM in Frage kommt und nicht ein
solcher von 31000 RM. (Hört, hört! im Zentrum.)

Ich darf doch das Hohe Haus bitten, den Etat zur
Hand zu nehmen uud daraus festzustclleu, daß auf der
eiucu Seite für das Provinzialinstitnt gegeben werden
von der Stadt Düsseldorf 6000 NM (Zuruf des Abge¬
ordneten Dnnder: Das interessiert uns doch alles gar
nicht!) zum Zwecke der Arbeits- uud Berufsberatung,
insbesondere für die Werufsberatunlldcr ans der Schule
zur Entlassung kommendenDüsseldorfer Volksschnl-
kinder. Darüber hinaus gibt die Neichsaustalt für Ar¬
beitsvermittlung, natürlich für den speziellen Zweck der
Arbeits- nnd Verufsforschung, 10 000 RM. Aus dem
Verkauf von Prüfapparatcn, die im Institut hergestellt
werden, sind 1000 RM vorgesehen. Die Gesamtein¬
nahme beträgt also 27 000 NM. Bestenfalls würde also
der Autrag eine Einsparung von 1000 RM ermöglichen.
Damit fiele der Zweck der Arbeits- nnd Nernfsforschnng
weg. Aber nnch diese Ersparnis ist hypothetisch,denn
es müßten uns die Antragsteller dann noch sagen, was
wir mit den festangestellten Beamten, die znr Zeit beim
Arbeits- nnd Nernfsforschnngsinstitut tätig sind,
machen sollen, (Zuruf des Abgeordneten Dnnder:
NebernehmenSie sie nnf irgendeinen anderen Verwal-
lungszweig,) Damit wird ja keine Ersparnis erzielt,
sondern die Gehälter müssen dann ja doch ausgegeben
werden. Also es sind keine 31 000 RM zn sparen. (Zn-
rnf des Abgeordneten Niegel: Bloß zwei Lnndesräte
abbauen!)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat die Abgeordnete Frau Blumberg.

Abgeordnete Fran Blumberg: Gauz abgesehen
von diesen sachlichen Richtigstellungen des Herrn
Landesrats Gerlach, die es nns unmöglichmachen, diese
31 000 NM für die Zwecke bereitzustellen,die die Kom¬
munistische Partei uus vorgeschlagen hat, glanbe ich
auch, daß im Kampf gegen die Rachitis, deren Wieder-
auftretcn in der Nheinprovinz nicht geleugnet werden
kann, diese 31000 RM eine ganz geringe Hilfe sein
würden. (Znruf des Abgeordneten Dnnder: Also be¬
willigen Sie doch mehr, wir haben doch viel mehr ge¬
fordert!) Ich glaube außerdem auch, daß das, was Sie
mehr gefordert haben, von diesem Hohen Hanse gar
nicht bewilligt werden kann, weil es zn seinen Aufgaben
nicht gehört. (Abgeordneter Dnnder: Hört, hört!)

Abgesehen davon möchte ich bitten, daß man alles,
was man znr sachlichen Bekämpfung der Not uutcr den
Säuglinge» uud Kleiukiuderu praktisch vorbringe»
kauu, au die von der Provinz dafür eingerichteteStelle
bringt, nämlich das Landesjugendamt. Sie werden
dau« finden, daß mit ernstliche»: Bemühen alle dort vor¬
handenen Kräfte sich dafür einsetzen werden, das prak¬
tisch Mögliche zn tnn, wie ich persönlichnnn schon seit
»»gezahlten Jahren, soweit das bei meine», Lebens-
lnnf möglich ist, mich für diese Sache einsetze nnd in
der Sorge, die die Ko»n»»»istischePartei um diese
Kinder hat, ihr gegenüber nicht zurückstehe.(Bravo!
bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sa aßen: Die
Besprechung ist geschlosscu. Wir kommen zur Ab¬
stimmung.
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Ich lasse zunächst abstimmen über die Punkte 15 und
16, Wer für die Anträge des I. Fachausschnsses ist, den
bitte ich sich zu erheben, — Das ist die Mehrheit.

Ich lasse abstimmen über den Antrag des I. Fach¬
ausschussesauf Ablehnung des kmumunistischruAn¬
trages i» Drucksache 51. Wer für diese» Antrag des
l. Fachausschusses ist, den bitte ich, sich zn erheben. Auch
das ist die Mehrheit.

Wir kommcuzn Punkt 17. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Weseufeld: Ich bitte ums Wirt zur Ge¬
schäftsordnung!)

Herr Abgeordneter vi-, Wcsenfcld zur Geschäfts¬
ordnung.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine Damen
und Herren! Ich stelle den Antrag, diesen Punkt ab¬
zusetzennnd den ProUi»zialansschuß zu ersuchen, das;
er nus baldmöglichsteine andere Form der Revision
der Rechnungen vorschlagenoder aber auf die Revision
verzichten möge. (Sehr richtig!)

Mir ist vor drei Tagen ein Verzeichnis von nicht
weniger als 38 Rechnnngcn zur Revision übergeben
worden. Ich habe das Vergnügen, sie teilweise mit
meinem Freunde, Herrn Heuscr vom Zentrum, revi¬
dieren zn sollen. Er ist meiner Meinung beigctreten,
das; es völlig unmöglich ist, diese Aufgabe anszuführeu.
Nuter dcu Rechuuugeu befände» sich z. B. die Rechnung
der Hanvtvcrwaltuug, die Rechnung über den Er¬
weiterungsbau des Lnndeshauscs, deu Neubau des
Landesbannmtes Eleve, die Rechnung über dc» Bau
riues Doppelwohnhanses für zwei Aerzte, u, a,, ferner
noch vier große Neuban-Rechnnngen. Insgesamt waren,
wie gesagt, 38 Rechnungen zn revidieren. Das ist un¬
möglich, wenn man uns nicht die Zeit gibt, etwa acht
Tage hier zn sitzen, nm wirklich in die Dinge ei»z»°
drnige». Wir sollten es als der Würde der Mitglieder
dieses Ha»ses »icht entsprechendablehnen, daß wir nns
so wichtige Rechnungen einfach vorlegen lasse», eine
oder zwei Stichproben mache» und dann nnser Sig»»m
daruntersetze». (Abgeordneter Nr. Schüler: Sehr
richtig!) Das ist ei» Schein, der trügt. Wir sollten
den Provinzialansschuß ersuche», daß er u»s eine
andere Form der Revision vorschlägt, die es wirklich
ermöglicht, in die Dinge ci»zudri»gen. Ich bitte, dem
zuzustimmen und hente den Punkt abzusetzen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Der
von dem Herrn Abgeordneten Wesenfeld gestellteAn¬
trag ist in Uebereinstimmung mit dem Aeltestenrat ge¬
stellt worden.

Wird das Wort dazu gewünscht? Das ist nicht der
Fall. Dann lasse ich über den Antrag des Herrn
Abgeordneten Wcfenfeld abstimmen. Wer für den An-
trng ist, de» bitte ich, sich zn erheben. — Das ist die
Mehrheit. Dann ist der Punkt von der Tagesordnung
abgesetzt.

Wir kommen zu
Punkt 18: Vornahme der Neuwahl des

Wasserbeirates für die Nh einp ro v in z.
Ich konstituiere mich mit meinen Herren Beisitzern

zum Wnhlvorstand nnd habe dem Hohen Hause mitzu-
,. teilen, daß ein gemeinsamer Wahlvorschlag der Frak¬

tionen des Zentrunis, der Arbeitsgemeinschaft, der
Sozialdemokratischenund der KommunistischenPartei
eingegangen ist, auf dem folgende Namen stehen:

1. Mitglied: Dr. Adenauer, Oberbürgermeister, Köln.
Stellvertreter: Gielen, Oberbürgermeister a. D., Köln.

2. Mitglied: Easpers, Landesökouomiernt, Buben-
Heim b. Koblenz. Stellvertreter: Kirsten, Bürger¬
meister i. R., Beurig b. Saarburg.

3. Mitglied: Gruhl, Nergrat, Vrühl b. Köln. Stell¬
vertreter: Heuser, Rittergutsbesitzer, Haus Dürffcntbal,
Post Guskirchen-Land.

1. Mitglied: Dr. Iarrcs, Oberbürgermeister, Duis¬
burg. Stellvertreter: Lenze, Generaldirektor, Mül-
Heim-Sthrum.

5. Mitglied: Trimborn, Lnndrat, Opladen.
Stellvertreter: Ernst, Angestellter, Neuwicd.

L. Mitglied: Dunder, Angestellter, Düsseldorf-
Gerresheim. Stellvertreter: Frisch, Visenbahnvor-
schlosser, Köln-Longerich.

Da nur ein Wnhlvorschlagvorliegt, kann nach § 11
der Wahlordnung, wenn sich kein Widerspruch erhebt,
die Wahl durch Akklamation erfolgen. Da ich keinen
Widerspruch höre, so bitte ich, wer für den eingereich¬
ten Wllhlvorschlagist, sich zn erheben. — Die Wahl ist
durch Akklamation getätigt. Ich frage nunmehr, ob die
hier anwesende» gewählten Herren die Wahl an¬
nehmen.

Herr Dr, Adenauer ist »icht im Hause, Herr v>:
Iarrcs desgleichen»icht, Herr Abgeordneter Dunder,
nehmen Sie die Wahl a»? (Abgeordneter Dunder:
Ja!) Herr Rittergutsbesitzer Heuser? (Abgeordneter
Heuser: Ja!) Herr Abgeordneter Lenze ist nicht im
Hause. Herr Abgeordneter Ernst? (Abgeordneter Ernst:
Ja!) Herr Abgeordneter Frisch ist nicht im Hause.

Wir tommcu dann zu Puutt 19.
Das Wort hat als Berichterstatter Herr Abgeord-

ucicr Henry.
Abgeordneter Henry : Meine Damen und Herren!

Der !. Fachausschuß empfiehlt Ihnen die Annahme
dieses Antrages, mit Ausnahme des letzten Satzes von
Absatz 1, der lautet:

„Die Wohlfahrtsrichtsätze haben durch die dauernde
Kürzung und den Abbau der Natuialunterstützung
einen Stand erreicht, der schwere gesundheitliche
Schädigungen und eine Verelendung der Hilfsbedürf¬
tigen im Gefolge haben wird, wenn die Gemeinden zu
weiteren.Kürzungen gezwuugeu werden."

Die große Mehrheit des Ausschusseswar der An¬
sicht, daß die in dem Autrage behauptete Tatsache be¬
dauerlicherweisezutreffe. Der Ausschußhatte aber Be¬
deuten, diesen Sah in dem Antrage stehen zu lassen,
weil er Wohl nicht in die Gesnmtrichtung des Antrages
hineinpaßt, und weil es auch fraglich ist, ob der Pro-
umzialllmdtag für eine derartige Konstatierung zu¬
ständig ist. (Lachen bei den Sozialdemotraten.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sanßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Görli»ger.

Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und
Herreu! Mciue Freunde bedauern auf das lebhaf¬
teste, daß es nicht möglichwar, im Fachausschuß> auch
diescu Satz, der gestrichenwerden soll, einstimmig an¬
zunehmen.

Wir hielten es für notwendig, daß mich der Provinzial-
landtag der grüßten Provinz Preußeus, die uuter
der Erwerbslosigkeit und der Notinge der Gemeinden
besonders schwer leidet (Abgeordneter Hoffmann: Sehr
richtig!), was in der Haushaltsplanberatung von allen
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Rednern ausdrücklich zum Ausdruck kam und allgemein
anerkannt wurde, sich nicht vertagt, ohne zu der
Finanzlage der Gemeinden nach außen eindeutig
Ttelluug zu nehmen. An sich war es erfreulich, daß
im Fachausschuß wenigstens Uebereinstimmung dahin
bestand, daß wir die schwierige Finanzlage der Ge¬
meinden auch in einer Entschließung genau formulieren
und so auch bei dcu Verantwortliche»Stellen in Berlin
das noch einmal deutlichzum Ausdruck bringen. Aber
wir wissen, daß die Gemeinden hei ihrer Finanz- und
Kasscnlage größtenteils gezwungen waren — das
bringt die Entschließung auch zum Ausdruck—, zu ver¬
suchen, bei deu Wohlfahrtsrichtsätzcn den Ausgleich zu
schassen. Meine Freunde sind der Meinung, daß wir
dort an der Grenze des Erträglichen angelangt sind
(Abgeordneter Huffmann: Sehr richtig!), daß es un¬
möglich ist, nach der Seite noch weiter nachzugeben.

Wir dürfen nicht vergessen,daß die Struktur der
Wohlfahrtsuntcrstützten sich ganz wesentlichgegenüber
der Vorkriegszeit geändert hat. Heute tritt die Be¬
lastung der Gemeinden hauptsächlichdadurch ein, daß
die übergroße Anzahl Wohlfahrtscrwcrbslose sind,
deren Kinder im heranwachsenden, im schulpflichtigen
Alter sind nnd deshalb besonderer körperlicher und
geistiger Pflege bedürfen. Wir haben uns auf den ver¬
schiedenen Gebieten damit befaßt, was für die geistige
Pflege bei den Erwerbslosen geschehenkann. Wir
werden uns weiter in einer Entschließung zum Ar¬
beitsdienst damit befassen. Wir sind aber der Meinung,
daß auch die Körperpflege von grösster Bedeutung ist.
Die Schulärzte müssen jetzt schon feststellen,daß das
typisch untercrnährte Kind, das in der Nachinflatious-
zrit verschwundenwar, wieder in steigendemMaße bei
den Schnlnntersnchnngcn festgestellt wird. (Angeordneter
Huffnmnn: Hört, hört!) Ich glaube, für jeden, der
draußen Kontakt mit der Not der breiten Massen hat,
ist es ganz selbstverständlich,daß ein Ausweichen der
Gemeinden nach der Seite nicht mehr möglich ist. Es
ist meines Erachtcns in unserer Entschließung auch
lein Vorwurf gegen die Gemeinden enthalten, sondern
es wird ausdrücklich festgestellt, daß die Wohlfahrtsricht¬
sätze durch die dauernde Kürzung und vor allen Dingen
auch durch den Abbau der Naturaluutcrstützuug einen
Stand erreich! haben, der schwere gesundheitliche
Schädigungen nnd eine Verelendung der Hilfsbedürf¬
tigen im Gefolge haben wird, wenn die Gemeinden zu
weiteren Kürzungen gezwungen werden. (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Gezwungen werden sie
nicht!) Gezwungen werden sie dann zu weiteren
Kürzungen, wenn nicht endlich das Reich für eine
"»derc Lastenverteilung sorgt und durch Planmäßige
Arbeitsbeschaffungdie Zahl der Erwerbslosen vermin¬
dern hilft. (Sehr richtig! bei den Sozialdemotratcn.)
Bei dieser planmäßigen Arbeitsbeschaffung — das
möchie ich auch im Name» meiner Freunde zum Aus¬
druck hringcn —, die ja von der Neichsregierung, wie
t's scheint, jetzt vorbereitet wird, ist es notwendig, daß
nuch die Gemeinden mit herangezogen werden. Natür¬
lich nicht finanziell, das ist unseres Grachtens voll¬
ständig uumöglich. Die Gemeinden sind nicht mehr in
der Lage, nnch nur mit einer Mark dort helfen zn
können. Aber sie müssen entlastet werden, indem man
Wohlfahrtserwerbslose hier in erster Linie mit heran¬
zieht. Wir wissen, daß die geringe Vermittlung, die
beute nuf den Arbeitsnachweisen noch vorgenommen

wird — sicher nicht durch bösen Willen, aber zum Teil
durch mangelndes Verständnis der Arbeitgeber —, zum
größteu Teil mit Arbeitslosen vorgenommen wird, die
erst kurze Zeit aus dem Arbeitsprozeß ausgeschieden
sind. Die Arbeitgeber nehmen lieber Arbeitslose, die
erst kurze Zeit aus dem Arbeitsprozeß heraus siud, weil
sie glauben, daß diese sich schnellerwieder eingliedern
und schnellerwieder vollwertige Arbeitskräfte werden.
Wir müssen verlangen, daß auch die Arbeitgeber soviel
soziales Verständnis zeigen, daß sie im Ginvernehmen
mit dem Arbeitsnachweis für die geringe Arbeitsver¬
mittlung iu erster Linie Wohlfahrtserwerbslose heran¬
ziehen, nni auch so die Gemeinden zu entlasten.

Wir hoffen, daß sich trotz der Ablehnung im Fach¬
ausschuß ! — die übrigens nur mit 4 gegen 3 Stimmen
bei einer ganz schwachen Besetzung erfolgt ist — eine
große Mehrheit hier im Hause finden wird, die auch
diesem Satz, den wir für absolut notwendig halten, mit
verabschiedet. Wir sind der Meinung, daß das Hohe
Hans durchaus in der Lage ist, auch zum Ausdruck zu
bringen, daß es glaubt, daß weitere Kürzungen der
Wohlfahrtsrichtsätzcbei den Gemeinden nicht mehr er¬
zwungen werden dürfen durch die nicht rechtzeitige
Hilfe des Reiches. (Zuruf des Abgeordneten Streb:
Das ist ja bereits geschehen!)

Wir legen besonderen Wert darauf, weil wir wissen,
daß auch in Berlin, vor allen Dingen bei der preu¬
ßischen Staatsregierung, unsere Auffassung geteilt
wird, daß man mit den Wohlfahrtssätzen einen Tief¬
stand erreicht hat, der es nicht mehr ermöglicht, diese
Menschen vor weiterer Verelendung zu bewahren uud
vor allem die heranwachsendeJugend, die Trägerin der
kommendenGeneration sein soll, zu schlitzenund sie zu
befähigen,diese Aufgabe, die ihr für die Zukunft gestellt
ist, zu lösen. (Beifall bei den Sozialdcmokraten. Zu¬
ruf des Abgeordneten Riegel: Das war Vrünings
Maigruß!)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Die Ausführungen von
Herrn Görlingcr beweisen, wie skrupellos die sozial-
demokratischen Vertreter in den Parlamenten glauben,
der Öffentlichkeit Sand in die Augen streuen zu
köunen (Abgeordneter Hoffmann: Unwahr!), obschon
die sozialdemokratische Fraktion nicht nur hier, sondern
auch im Preußischen Landtag und im Reichstag durch
ihre Tolerierung der Politik Vrünings nnd durch die
Maßnahmen ihrer eigenen MiuistcrgenossenBraun nnd
Severing das Elend, das sie hier aufzeigt, verschuldet
hat. (Unwahr! bei den Sozialdemotraten. Sehr gut!
bei den Kommuuisteu.) Es ist deshalb geradezu uner¬
hört, wenn in der Formulierung der SPD.-Drucksnche
folgeudeStellen enthalten sind:

„Es ist deshalb die Pflicht der Regierungen des
Reichs und der Länder, durch sofort wirksame Maß¬
nahme» den Gemeinden und Gemeindeverbänden zu
helfen. Die Wohlfahrtsrichtsätze haben durch die
dauernde Kürzung uud den Abbau der Naturaluntcr-
stützung eineil Stand erreicht, der schwere gesundheit¬
liche Schädigungen nnd eine Verelendung der Hilfs¬
bedürftigen im Gefolge haben wird, wenn die Gemein¬
den zu weiteren Kürzuuge» gezwuugeu werden."

Das wagen ausgerechnet Sozialdemokrateu zu
schreiben, deren Minister Severing der Verantwortliche
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Minister für die Gemcindepolitik in Preußen ist, der
die Ueberweisuugen für die Wohlfahrtslasten der Ge¬
meinden immer weiter abgedrosselthat (Zuruf des Ab¬
geordneten Riegel: Der so ein warmes Herz hat!), um
solche Zustände, wie sie von den Sozialdemolrateu selbst
hier aufgezeigt werden, herbeizuführen.

Meine Herren von der sozialdemokratischenFraktion,
Sie sagen: Wenn nicht bald Hilfe kommt, dann weiden
die Gemeindefinauzen zusammenbrechen. Ja, es ist be¬
reits eine Hilfe gekommen, aber eine Hilfe, die das Ab¬
sinken in das Elend geradezu in einem Hetztempo weiter
fördert. Wer die Zahlen einmal vergleicht, muß ein
Grauen kriegen, in welch ein Elend die Arbeitslosen,
die Wohlfahrtscmpfänger und besonders deren Kinder
gestoßenwerden. Ich habe hier eine Zeitung von heute
vor mir liegen, den „Dortmunder Generalanzeiger".
(Zuruf des Abgeordneten Kurth: Das ist euer Leibblntt.
Zuruf der Abgeordneten Frau Becker:Das müßt Ihr
glauben!) In diesem „Dortmunder Generalanzeiger",
der eifrigsten Stütze Brauns und Nevcrings in
Preußen und Hindenburgs im Reich, wird bereits an¬
gekündigt — uud auch die Stadt Düsseldorf hat schon
eine Mitteilung erhalten —, daß die Wohlfahrtsunter¬
stützungssätze am l. Mai abgebaut werdcu. Dieser Ab¬
bau sieht fulgendermllßeuaus: In der sogenannten ge¬
hobenen Fürsorge soll der Höchstsatzvon 120 auf
11N RM, in der allgemeinen Fürsorge von IN! auf
100 NM gesenkt werden, ganz gleich, wieviel Kinder die
Familie hat. Für den Hnushaltsvorstand werden die
Sätze von 36 ans 32 RM abgebaut (Abgeordnete Frau
Esser: Hört, hört!), für ein Ehepaar von 54 auf 48 RM,
für ein Kind von 14 auf 13 RM und für die Kinder
über 14 Fahre von 18 auf 16 RM. Das ist die Ant¬
wort Scverings auf den Antrag, den die sozialdemo-
krntische Fraktion hier gestellt hat, um von der preu¬
ßischen Regierung Hilfe zu erhoffen. (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.)Diese Maßnahme wird Zustände im
Gefolge haben, wie sie eben bereits gekennzeichnet
worden sind; sie wird weitere Verschlechterungenund
weiteres Elend, insbesondere für die Kinder bringen,
obschon das Elend setzt schon unerträglich ist.

Vor mir liegt eine weitere bürgerliche Zeitung von
gestern; danach hat gestern in Essen eine Verhandlung
vor dem Ginzelrichter stnttgefuudeu gegen 33 Vater, die
ihre Kinder im vergangenen Jahre im Juli und im
September nicht zur Schule geschickt habeu, Sie hnbeu
damals eiue Geldstrafe erhalten, deren Austragung am
Gericht sie nun forderten. Dn wird durch den Richter
selbst festgestellt:

„Bei den Eltern handelt es sich ohne Ausnahme um
langjährige Erwerbslose. Sie machtenergreifende Mit¬
teilungen über die Not ihrer Kinder: Ohne Frühstück
und ohne regelrechtes Mittagessen, ohne jede Kleidung
hatten sie die Kinder nicht zur Schule schicken können,
nachdemdie Hilfe des Wohlfahrtsamtes ausblieb. Die
Angaben über das furchtbare Gleud der Kinder wurden
von den Lehrkräften unter Eid bestätigt. Es wurde
auch darauf hiugcwiescn, daß die Kinder der Schule
fernbleiben mußten, weil sie über keine Schuhe ver¬
fügten und auch dem Unterricht infolge hochgradiger
Untercrnähruug nicht mehr hätten folgen können."

Wer verschuldet diese Unterernährung? Etwa
jemand, der in der Luft schwebt? Die Braun-Severiug-
Regierung in Preußen, von der Sie hier in Ihrer
Entschließung eine Hilfe für die Gemeinden fordern.

Sehen wir uns eiuige Zahlen aus dem Preußenetat
au. (Abgeordneter Deppe: Sehr richtig!) Im Preu¬
ßischen Haushalt ist als Zuschußfür die Gemeinden für
die Kinderspeisung ein Betrag von 250 000 RM vor¬
gesehen oder, auf die Schulkinder umgerechnet,ein Be¬
trag von 6 Rpf pro Monat. (Hört, hört! bei den Kom¬
munisten.) Aber in den Etat der Preußenregierung
sind eingesetzt für Schupupferde 2 023 820 RM oder pro
Pferd im Monat 47 RM (Zuruf des Abgeordneteu
Kurth: Das habt Ihr doch schou so oft vorgcleseu!) Es
ist notwendig, daß wir es auch hier wieder vorlesen.
Es paßt Euch uicht, daß man Euch die Maske vom Ge¬
sicht reißt. (Zuruf der Abgeordneten Frau Becker:
Kommen auch noch die Polizeihunde?)

Für Schulgesundheitspflege sind 15 000 RM ein¬
gesetzt oder 0,03 Rpf pro Kind in Preußen. Für Klein-
tinder 125 000 RM, für Säuglingsfürsorge 177 000 RM,
Aber für die Polizeihunde in Preußen 464 000 RM
oder für einen Hund 54,15 NM im Monat. (Zuruf des
Abgeordneten Gürlinger: Das ist eine ganz gemeine
Entstellung!) — Und da wagen Sie, Frau Becker, es
uoch, darüber zu lachen. Für ein Arbeiterkind 6 Rpf
im Monat, aber für einen Schupokötcr 5! RM. Das
ist das soziale Gesicht der Preußen-Regierung. Das
ist Brauu-Sevcriug in Preußen. (Zuruf des Abgeord¬
neteu Hoffmann: Die Ihr toleriert!) Wir tolerieren?
Wir würden -ja die Verbrecher an der Arbeiter¬
bewegung werden, die Sie schon lange sind, wenn wir
Vrauu-Severiug tolerierten, (Zuruf eines Sozialdcmu-
kraten: Moskau bestimmt das doch! Zuruf des Ab¬
geordneteu Pitnrd: Du hast die neue Linie noch nicht
begriffen!)

Für die Schupo im Etat 477 Millionen, für die
PreußischeKlassenjustiz 447 Millionen RM, Das so¬
genannte wilhelminischeRegime der Vorkriegszeit hatte
für die Polizei in Preußen 153 Millionen und für die
Justiz l60 Millionen. Das sind die Früchte der Demo¬
kratie, wie sie von den Sozialdemotraten aufgefaßt
wird. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmnnn: Unkennt¬
nis!) Das ist die Grruugenschaft der Revolution, daß
eine Volksschupogeschaffen wurde, die gegen das Volk
eingesetzt wird, wenn es rebelliert. Das ist keine Un¬
kenntnis; aber das sind Wahrheiten, die Sie nicht gerne
hören. (Zuruf des Abgeordneteu Marr.: Wie geht es
denn in Rußland?) Wie es in Rußland geht? Fabel¬
haft! Ich habe gnr keine Veranlassung, jetzt allgemein
über die russischen Verhältnisse zu sprechen, weil ich die
Zeit dazu nicht habe. Aber eins können Sie alle nicht
ableugu>en:In demselben Tenipo, wie in Deutschland
Betriebe stillgelegtwerde», in demselben Tempo, wie in
Deutschlnud Arbeiter entlassen werden, in demselben
Tempo werden in der Sowjet-Union Betriebe er¬
öffnet und Arbeiter eingestellt. Und in demselben
Tempo, wie in Dentschland die Löhne der Arbeiter ab¬
gebaut werden, in demselben Tempo werden in Ruß¬
land die Löhne der Arbeiter erhöht. (Widerspruch bei
den Sozialdemokraten.) Fragen Sie Ihren ehemaligen
MinistergenossenVandervelde aus Belgien! Fragen Sie
namhafte Persönlichkeiten der Wirtschaft, die in der
Sowjet-Union waren, und sie werden Ihnen sagen, daß
es nur ein Land in der Welt gibt, das von keiner
Krise beherrscht wird wie die ganzen kapitalistischen
Lander und von ihnen am schwerstenDeutschlnud:
Das ist die Sowjet-Union! Die deutschen Unternehmer
schlagen sich förmlichum Sowjet-Aufträge. Sie können
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aber infolge des Finanzbankrotts ihrer Regierungen
keine Kredite mehr bekommen. Sie würden sonst noch
viel mehr Russen-Aufträge nehmen und würden den
grandiosen Ausspruch Lenins wahrmachcn, der gesagt
hat, daß die Bourgeoisie in den kapitalistischenLändern
gezwungen sein wird, wenn sie ihren Untergang noch
eine Zeitlang aufhalten will, an dem sozialistischen Auf¬
bau in der Sowjet-Union mitzuhelfen. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.) Die deutsche,die französische,die
englische und die amerikanische Bourgeoisie, sie ist
heute au dem Zustande angelangt, wo sie sich um
Russeuaufträge förmlich schlägt, nm die Wirtschaft auch
nur einigermaßen aufrecht zu erhalten. Das haben nicht
nur englische, sondern auch französische und ameri¬
kanische Finanziers bestätigt: Das Grandiose bei den
Nussenauftragen ist nicht nur, daß sie bestellen, sondern
daß sie auch die ciuzigcu sind, die zahlen. (Lachen rechts.
Zuruf des Abgeordneten Dr. Carl: Das tun sie eben
nicht! — Glocke des Vorsitzenden.) — Sind die zehn
Minuten schon nm? —

Zum Schluß. Die Sozialdemokraten, die ja in der
letzten Wnhlschlachtschon die erste Lektion bekommen
haben, werden bei den kommenden Wahlen von der
Arbeiterschaft die nächste Lektion erhalten. Trotz aller
gegen uns gerichteten Maßnahmen, trotz aller scharfen,
drakonischenMittel, die gegen uus augewandt werden,
trotz des Steigcns der Zahl der Nazis, die man als
einen Schwamm bezeichnenkann, wird die kommu¬
nistische Partei über kurz oder lang die Milloncnmasscn
der ausgebeuteten Deutschen zum Siege führen, gegen
die Nazis und gegen Euch! (Beifall bei den Kom¬
munisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr, S a,a ßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Bockamp,

Abgeordneter Dr, Bockamp: Meine Damen und
Herren! Die Fraktion der Arbeitsgemeinschaft ist der
Ansicht, daß der vorliegende Antrag der SPD. eigent¬
lich offene Türen cinrennt und auch nicht ohne agita¬
torische Absicht gestellt worden ist. Darüber ist im
I- Fachausschuß eingehend gesprochen worden. Alles, was
der Herr Landeshauptmann, was der Herr Oberpräsi¬
dent nnd was fast alle Redner schon in der allgemeinen
Debatte gesagt haben, lief doch hinaus auf eine Kenn¬
zeichnung der schwierigenLage der Gemeindcfinanzcn
und auf einen Hilferuf an die Staats- nnd Neichs-
rcgicrung. Soweit dieser Hilferuf auch in dem Antrag
enthalten ist, könnte man ihm zustimmen und stimmen
Wir auch zn. Wir stimmen anch zu, daß als eius der
notwendigsten Hilfsmittel eine Aenderung des Lastcn-
nusgleichs bei der Wohlfahrtscrwerbsloscnfürsorgc ge¬
fordert wird. Wir sind im ganzen überzeugt und er¬
warten, daß es den vereinten Anstrengungen der Neichs-
Und Staatsregieruug und der Gemeinden gelingen
wird, über die Finanzschwierigkcitcn der Gemeinden
hinwegzukommen.

Aber, meine Damen und Herren, man kann, schon
gewisse Bedenken dagegen haben, Wenn im Antrag mit
Wcnduugeu wie Zahlungseinstellung der Gemeinden
und Demoralisation gearbeitet wird, mit Rücksicht auf
die Kreditlnge der Gemeinde», die auch für uus nichi
Nleichgültigist.

Weiterhin haben wir von der Arbeitsgemeinschaft
Bedenken gegen die Ziffer 2 und auch gegen Ziffer 1,
wo von der Planmäßigen Arbeitsbeschaffung die Rede

ist. Der Begriff der „planmäßigen Arbeitsbeschaffung"
ist etwas verschwommen. Er hat aus vielen Erörte¬
rungen heraus eine Tendenz gewonnen, der nicht unbe¬
denklich ist. Wir möchten unter keinen Umständen den
Eindruck aufkommen lassen, als wenn wir etwa eine
Planmäßige Arbeitsbeschaffung durch Vergebungen
lediglich seitens der öffentlichen Hand wünschten
oder beabsichtigten. (Zuruf des Abgeordneten Hoff¬
mann: Die Private ist ja unfähig!)

Im I. Fachausschußist klargestelltworden, daß das
mit dieser Fassung uicht gemeint sei, sondern daß
ganz allgemein planmäßig Arbeit beschafft werden soll.
Deswegen haben wir uns auch insoweit einverstanden
erklärt trotz der eben angedeuteten Bedenken.

Dagegen müssen wir daranf bestehen — nnd das ist
ja auch im l, Fachausschuß mit Mehrheit beschlossen
worden —, daß der Satz über die Wohlfahrtsrichtsätze
gestrichenwird. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Die Mehrheit wird entscheiden!) Ich will hier gar nicht
davon sprechen, ob die Wohlfahrtsrichtsätzezn hoch oder
zu niedrig sind. Wir bedauern alle, daß sie nicht höher
sein können. Aber es handelt sich hier darum, daß ein
einzelnes Problem in agitatorischer Absicht aus einem
ungeheuer schwierige» Gesamtkomplex herausgerissen
wird und dazu noch eins, das überhaupt nicht zur Zu¬
ständigkeit der Provinz gehört. Vorhin hat sich Herr
Görlinger bei Gelegenheit der Diskussion über die
Provinzial-Fcuerversicherungsanstalt auch auf die Unzu¬
ständigkeit der Proviuz berufen. Wir sagen: Auch die
Regelung der Wohlfahrtsrichtsätzegehört nicht zur Zu¬
ständigkeitder Provinz. Sie mögen das daraus ersehen,
daß die doch gerade den Antragstellern nahestehende
PreußischeStaatsregieruug, wie wir vou verschiedenen
Seiten eben schon gehört haben, eine nene Verfügung
erlassen hat, wonach sie den Gemeinden die Gcnehmi-
guug erteilt, nochmals die Richtsätze von 3S auf,'!< RM
herabzusctzeu. Sie sehen daraus, daß die Provinz mit
diesen Dingen nichts zu tun hat. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Sehr viel!)

Wir lehnen es daher nb, in dieser Entschließung
nns mit den Wohlfahrtsrichtsätzenzu befassen, und ver¬
langen, daß dieser Sah gestrichen wird. Nach Streichung
dieses Satzes stimmen wir dem Antrage zu.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. San ß c n : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Körner.

Abgeordneter Körner: Meine Damen nnd
Herren! Es würde auch offene Türen einrcnnen be¬
deuten, wolltcu wir zu dem Anträge noch viel sprechen.

Ich habe nur für die Mehrheit der Zentrums¬
fraktion die Erklärung nbzugebeu, daß wir wüuschcn,
daß der letzte Satz des l, Absatzes über die Wohlfahrts¬
richtsätze nicht gestrichen wird. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Bravo!) Wir nehmen also den Antrag an mit
dem Satz:

„Die Wohlfahrtsrichtsätzehaben durch die dauernde
Kürzung und den Abbau der Naturalunterstützuug
einen Stand erreicht, der schwere gesundheitliche
Schädigungen und eine Verelendung der Hilfsbedürf¬
tigen im Gefolge haben wird, wenn die Gemeinden zu
weitereu Kürzungen gezwungen werden."

Wir treten für diesen Satz ein, weil diese Feststellung
— denn es ist eine Feststclluug — begründet ist und
den Tatsachenentspricht. (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokraten.)
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger: Meine Damen und
Herren! Es ist beschämend, das; uon der kommunisti¬
sche» Fraktion, trotzdem der Wahltampf in Preußen
abgeschlossen ist, »ach wie vor diese «erlogene Wahl¬
agitation hier in diesem hohen Hause vorgebracht wird
(Sehr richtig! bei den Sozialdcmukraten), trotzdem das
nicht einmal, sondern zwanzigmal in Flugblättern und
Zeitungen richtiggestellt ist und trotzdem die Herren
meines Grachtens das wissen müßten und, wenn sie es
wissen, dann Wider besseresWissen die Behauptungen
aufrechterhalten - ein Verhalten, für das sich parla¬
mentarischein richtiger Ausdruck überhaupt nicht finden
läßt. Dies gilt »amextlich von dem Polizeihund, der
angeblich 5,, MM pro Monat kostet. Diese Behaup¬
tung wiederhole» sie immer wieder, trotzdem sie wisstn,
daß es über >000 Polizeihunde sind und daß bei ihrer
Rechnung die ganzen Unterhaltnngskostcn der ange¬
stellten Polizeibeamteu mit eingerechnet sind, trotzdem
sie Wisse»,daß es praktisch noch nicht einmal ganze
9 RM. ausmacht, die ein solcher Polizeihund kostet.

Ich glaube, daß auch Sie eiuc Sicherstellung der
öffentlichen Ordnung auch i» der Sowjet-Union be¬
sahen. Ich möchte nicht fragen, was die GPU. in Ruß¬
land tostet uud welche Aufwendungen dafür gemacht
werden, nnd das in Vergleich stelle» zu irgendwelche»
Wuhlfahrtsu»tcrsiüh»!lgeu. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr gut!)

Auch dürfte» Die Kommuuisteu wissen, daß der
Preußische Staat mit der Unterstützung der Wohlfahrts-
erwerbsloseu der Gemeinden nichts zu tun hat uud daß
unser Dräugcu sich hauptsächlichcm das Reich richtet,
das durch eine andere Lastenverteiluug bei den Wohl-
fahrtserwerbslusen den Gemeinden helfen soll. Dieses
Drängen der Gemeinden ist von der preußischen
Staalsregierung auf das nachdrücklichsteununterbrochen
und dauernd unterstützt wurden. (Abgeordneter Huff-
nmnn: Hört, hört!) Es ist nn mehreren Stellen offen
zugcgebcu worden uud wird auch hier vou allen deneu,
die Bescheid wissen, bestätigt werden, daß leider Gottes
der einzige wahre Freund der Gemeinden noch die
Sozialdemokratie im Reichstag und im Preußischen
Landtag war, da eben bei dem Ressentiment, das sich
aus den verschiedensten Gründen gegen die Gemeinden
geltend gemacht hat, die Schwierigkeiten sehr groß
waren. Wir hoffen, daß endlich beim Reich die Be-
strebuugen Erfolg haben, die auf eine Entlastung der
Gemeinden dringen.

Aber auch dem Redner der Arbeitsgemeinschaft,der
es sich nicht verkneifen konnte, uns vorzuwcrfeu, daß
wir aus agitatorischen Gründen einen solchen Antrag
gestellt hätte», darf ich versichern,daß meine Freunde
und ich es immer als unsere Mission angesehen haben,
bei diesem großen Heer der uuglücklichcn Erwerbslosen
uud Hilfsbedürftigen nicht Agitation zu treiben, wie es
in der hemmungslosestenWeise von den Nationalsozia¬
listen und den Kommunisten geschehen ist (Abgeordneter
Gcrlnch: Sehr wahr!), sonder» ihr Freund zu sein.
Es ist eine Schicht, die keine Organisation hat. Sie ist
nicht organisiert, sie ist nirgendwo zusammengefaßt,nie¬
mand kümmer! sich um sie. Darum ist es notwendig,
daß wir uns rückhaltlos für sie einsetzen, und zwar aus
dem Gefühl der Zusammengehörigkeit als Klasse. Wir

fühlen uns mit ihr verbunden. Darm» empfinden wir
es so verletzendund unerhört, daß die Kommunisten es
wagen, sich hierher zu stellen und solche Ausführungen
zu machen.

Man kann auch von einer Unzuständigkeit der Pro¬
vinz nicht sprechen. Denn es ist lediglich eine Ent¬
schließung und kci» Beschluß, der hier gefaßt werden
soll, während vorhin ein Beschluß au Stelle der Ge¬
meindevertretung gefaßt werden sollte.

Auch, wenn Sie von den 2 RM Kürzung sprechen,
ist Ihre Darstellung falsch. Meines Wissens hat der
Wohlfnhrtsministcr lediglich die Erlaubnis gegeben,
dort, wo Kohlcnbeihilfcn von 2 RM während des Win¬
ters gewährt waren, diese Kohlenbeihilfen setzt abzu¬
schaffen. Ich bin der Auffassung, daß in der über¬
großen Zahl auch der rheinischen Gemeinden eine
Kürzuug des Richtsatzesauf Grund dieses Erlasses des
preußischenWohlfahrtsmiuisters nicht gerechtfertigt ist.
(Abgeordneter Hoffmaun: Sehr richtig!) Denn eine
solche Kohlenbeihilfe ist nicht gewährt worden und,
tuen» sie nicht gewährt wurde, kann sie auch nicht ge¬
kürzt werden. Es ist überall Aufgabe der Gemeinde-
Vertreter, darüber zu wachen und nötigenfalls auch die
Aufsichtsbehördein Anspruch zu nchmeu, weuu unbe¬
rechtigt eine Kürzung Platz greift, die über idns hinaus¬
geht, was tragbar ist. (Beifall bei den Sozialdcmu-
tratcn.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sa aßen: Wei¬
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen
zur Abstimmung.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Beck.
Abgeordneter Beck: Die kommunistische Fraktion

wird dem SPD.-Autrage nicht zustimmen,weil wir ein
derartiges demagogischesSpiel nicht mitmachen. (Un¬
ruhe.) Der Antrag besagt absolut nichts. Er ist nichts
anderes als ein demagogisches Manöver zur Täuschung
der Massen. (Große Unruhe.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sanß c n : Ich
bitte um Ruhe. Ich lasse getrennt abstimmen über den
Antrag der SPD. ohne dcu letzten Satz des ersten Ab¬
satzes nnd werde dann her»ach über die Grgäuznug
abstimmen lassen. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Rciu, vorher muß über die Grgäuzuug abgestimmt
werde»!) Ich kauu auch, wenn Sie es wünschen,über
deu Gcsamtautrng als den weitestgchendenAntrag zu¬
erst abstimmen lassen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr,
Iarres.

Abgeordneter Dr. Iarres: Der Antrag, diesen
Satz zu streichen, ist ein Abändcrungsantrag. Ueber
diesen Abänderungsantrng muß zunächst, abgestimmt
werden, schon aus dem Grund, weil dann unter Um¬
ständen denjenigen, die für die Streichung sind, noch
die Möglichkeit verbleibt, für den Rest des Antrages
zu stimmen.

Stellvertreteuder Vorsitzender Dr. Saaßeu: Nei¬
des kommt praktisch auf dasselbe hinaus.

Ich werde also zunächst über den Antrag abstimmen
lassen, den letzten Sah des ersten Absatzeszu streichen.
Wer für die Streichung ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist abgelehnt.

Dann lasse ich über den Antrag der sozialdemo¬
kratischenFraktion in Drucksache 19 in seiner Gesamt¬
heit abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
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Wir kommen zu Punkt 21.
AIs Berichterstatter hat Herr Abgeordneter Henry

das Wort.
Abgeordneter Henry: Der Fachausschuß I empfiehlt

Ablehnung des Antrages in Uebereinstimmung mit der
Stellungnahme des Provinzialausschusscs.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. S a n ß c n: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Schmitz.

Abgeordneter Schmitz - Habb e lrath: Die tom-
»uniistische Fraktion hat zu der Holzheimer Spartasscn-
geschichte den Antrag gestellt, daß die preußische Stants-
regiernng ersucht wird, die Schulden in Höhe von
128 N00 RM zn übernehmen.

Wenn wir diesen Autrag gestellt haben, so haben
wir es deshalb getan, um hier einmal die Mißwirtschaft
bei der Holzheimer Sparkasse aufzuzeigen.

Es ist festgestellt wurdcu, daß im vorigen Jahre der
Bankrott der Holzheimer Sparkasse durch eine mise¬
rable Mißwirtschaft in Gang gesetzt werde» konnte.
Festgestellt worden ist, daß jahrelang in der dortigen
Sparkasse keine Revision stattgefunden hat. Und heute
Hot der Genussenschnftsrat beschlossen, daß auf jedes
Genossenschaftsmitgliednoch 600 RM zn zahlen sind.
Teilweise sind diese Beträge schon von der kapitalisti¬
schen Gesellschaft eingetrieben worden. Aber es sind 250
Anteile, die heute noch zn bezahle« sind. Diese Anteile
sind zn bezahlen von Kleinbauern, kleinen Geschäfts¬
leuten und Arbeiter». Diese Leute sind nicht in der
Lage, diese 000 RM zu zahlen. Deshalb geht diese kapi¬
talistischeGesellschaftdazn über und versucht, durch
Zwa»gsci»treib»»ge» dieses Geld aus den Proletc»
und den Kleinbauern herauszubekommen.

Wir erklären hier offen: Diese kleinen Leute sind
nicht in der Lage, diese 600 RM zn zahlen. Wir müssen
auch für diese Leute verlange», daß der Preußische
Staat die 128 000 RM übernimmt.

Aber bei dieser Gelegenheit möchte ich auch hier noch
erklären, daß nicht allein die Holzheimer Spnrkassen-
bank durch deu Bankrott die kleinen Leute in eine der¬
artige Mißwirtschaft hiuciugezogcu hat. Wir habeu
noch mehr solcher Fälle im Rhcinlandc zu verzeichne».
Ich mochte da besonders a»f Neruth i» der Gifel hin¬
weisen. In Neroth wurde auch eine Sparkasse zugrunde
gerichtet,weil der dortige Reudaut, der Zentrnmsmann
Merkel, der Sparkasse einen Betrag von 21000 RM
unterschlug, Sie sehen hierau, daß auch Zentrnmslente
die kleinen Lente in eine derartige Mißwirtschaft hin¬
einziehen, indem sie die Sparkasse mißbrauchen,um ihr
Privatgeschäft über Wasser zu halteu.

Aber darüber hinaus möchte ich hier als Vertreter
der kummnuistischeuFraktion erklären: Wir wissen
uud haben es auch aus dem Munde des Berichterstatters
gehört, daß dieser Antrag ebenfalls abgelehnt werden
soll. Ihr gebt damit deutlich zu erteuueu, daß Ihr
nicht gewillt seid, deu tleiueu Lcuteu zu helfen. Ihr
gebt dadurch zu erkennen, daß Ihr euch dafür einsetzt,
daß dicseu tleiueu Leuten das letzte Stück Vieh aus
dem Stall herausgeholt wird, die letzte Kuh, das letzte
Schwein und der letzte Gegenstand aus Her Arbeiter¬
familie, Hin diese Bankrottmißwirtschaft zu decke».

Ich sage hier in aller Öffentlichkeit: Nicht nur die
Holzheimer Kleinbauern nnd nicht nur die Holzheimer
Lnndarbeitcr können durch ihren Kampf das System be¬

seitigen, sondern die gesamten Kleinbauern, die ge»
samten Banern, die gesamte Werktätige Bevölkerung
muß sich zusammeuschließen,nm mit der Kommunisti¬
schen Partei dieses bankrotte System zn beseitigen.
Dann wird anch in der Holzheimer Spartassengeschichte
für die kleine» Leute etwas getan werden köuueu.Aber
von diesem kapitalistischenSystem haben sie nichts zu
erwarten. Wir müssen dieses bankrotte System aus-
ruttcu bis auf die Wurzel. (Zuruf des Abgeordneten
Kurth: Das war eine Holzheimer Rede!)

Stellvertretender Vorsitzender vr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Kranz.

Abgeordneter Kranz : Meine Damen uud Herren!
Wen» der Herr Vorredner darauf hingewiesenhat, daß
die Zentralstelle durch Unterlassen der Revision eiue
Schuld an den traurige» Zustände» in der Sparkasse
in Holzheim habe, so ist das eiue direkte Unwahrheit.
(Hört, hört! rechts.)

Ich will auf Einzelheiten nicht eingehen, (Zuruf
eines kommnnistische» Abgeordneten: Weil Sie es nicht
tonnen!) — Ich habe das ganze Material da. — Ich
gehe deswegendarauf uicht ein, weil dadurch die jetzige»
Slluieruugsverhandluugen gestört würde». Das, was
Sie tu», wird ganz bestimmt dazu führen, daß die Sa¬
nierung der Kasse, die jetzt im Gange ist, unter Um¬
stände» nicht mehr zustande kommt. Sowohl die
Zentralstelle in Koblenz als auch die Aufsichtsbehörden,
der Herr Landrat uud der Herr Regierungspräsident,
haben alles getan, was getan werden konnte, nm den
Leuten zu helfen, (Sehr richtig! im Zentrum.) Der
Herr Regierungspräsident nnd der Herr Oberpräsidcnt
haben nach Ginsicht in die Akten festgestellt, daß nicht
mehr zur Sanierung der Kasse geschehen konnte. Die
Schuld liegt auf einer ganz anderen Seite. Aber über
diese Schuld will ich nicht sprechen.

Wenn der Herr Vorredner sagte, daß Pfändungs¬
befehle ergangen seien nnd die letzte Kuh aus dem Stall
genomme» werden solle und die letzte Maschine, so ist
das ebenso irreführend nnd nuwahr. (Abgeordneter
Huffmann: Hört, hört!) Bis ans den heutigen Tag hat
noch nicht eine einzige Pfändung dort stattgefunden,
nicht eine einzige. (Lebhaftes Hört, hört!) Wohl wur¬
den Pfändnngsbrfehlc hinausgcgeben, nnd es wurde»
auch Sicherhcitshyputhekc» verlangt, uud zwar des¬
wegen, nm einmal deu Vorstand der Kasse an seine
Pflicht zn erinnern, was er tuu müsse, nm die Kasse zu
sanieren.

Wenn die politischenInteressen der KPD nicht ge¬
wesen wären (Zurnf des Abgeordneten Beck: Dann
hätten die Leute längst keine Kuh mehr im Stall!),
dann wäre die Kasse vielleichtschon längst saniert. Wenn
Sie die Leute nicht so aufgeregt hätteu, da»» hätte»
Sie deu arme» Leuten geholfen. Jetzt aber werden
Sie vielleicht dafür sorge», daß eventuell eiue Hilfe
nicht möglich ist. (Znrnf des Abgeordneten Beck: Sagen
Sie das den Bauern, die werden Ihnen etwas anderes
erzählen!)

Stellvertretender Vorsitzender Dr, Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Rath.

Abgeordneter Rath: Meine Damen nnd Herren!
Die Kasse ist in meinem Bezirk; mir sind die Verhält¬
nisse ganz genau bekanut. Ich unterstreiche Wort für
Wort, was der Herr Vorredner gesagt hat, uud ver-
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zichte deshalb auf weitere Ausführungen, zumal mir
nur zwei Minuten zur Verfügung stehen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Die
Besprechung ist geschlossen. Wir kommen znr Ab¬
stimmung über den Antrag des I. Fachausschussesauf
Ablchuuug des kommunistischenAntrages. Wer für
den Autrng des I. Fachansschussesist, den bitte ich, sich
zn erheben. — Das ist die Mehrheit.

Wir komme» zu Puutt 22.
Das Wort hat als Berichterstatter Herr Abgeord¬

neter Freiherr von Salis-Soglio.
Abgeordneter Freiherr von Salis-Soglio:

Meiue Damen und Herren! Der Etat der Straßen-
bauvcrwaltuug zeigt den ganzen Ernst der finanziellen
Lage.

Wir haben im vorigen Jahre mit einer sogenannten
bereinigten Bruttoeinnahme von 19,8 Millionen
rechnen können, in diesem Jahre sind 13,1 Millionen
vorgesehen, so das; ein Minus von 6,7 Millionen allein
auf diese» Etat fällt. (Abgeordneter Huffmnnn: Hört,
hört!)

Wie sich das im einzelnen ausmachst,kaun au Haud
des Etats, Seite 16, im einzelnen erläutert werden.

In den Ginnahmen ist die Kraftfahrzrngsteuer
nnter Titel l mit 11,5 Millionen angesetzt. Im Vor¬
jahre waren es 1? Millionen. Es ist also ein Minus
von 2,5 Millionen angenommen. Aber mich dieses
Minus wird überschritten, den» nach der Ent¬
wicklung, die die Kraftfahrzcugstcuer durch die Senkung
der Steuer und durch deu Rückgang der Wngennuzahl
erlitten hat, wird diese Summe von 1 >,5 Millionen
Wohl schwerlich erreicht werden. Man taxiert den
Weiteren Niedergang auf 1,3 Millionen, so das; wir in
Wirklichkeitnicht 11,5, sondern wahrscheinlichhöchstens
mir 13,2 Millionen als Eiunahmc unter Position 1 z»
erwarte» habe».

Im übrigen ist die Giunnhmescite zwangsläufig.
Hierbei ist aber zu berücksichtigen,das; die ganzen
Bauten der Provinzialstraßenverwnltung bis zum
1. Oktober fertiggestellt sein müssen, da sonst die Witte¬
rung einen weiteren Ausbau uicht mehr erlaubt. Da¬
durch ist es nötig, das; zu», mindesten zwei Drittel der
Einnahme bis zum I. Oktober bar greifbar siud. Ob
das bei der jetzigen Finanzlage überhaupt möglich sein
wird, ist immerhin zweifelhaft.

Wenn ich auf die Ausgabe eingehe, so ist Kapitel 20
Nr. 1 bis 9 (persönliche Vcrwaltnugsansgaben) nm
25 Prozent, sächliche Ausgaben (Nr. IN bis 19) um
15 Prozent gesenkt. Der maßgebende Titel ist aber
Titel 21, die materielle Strnßenunterhaltuug, nämlich:
„Laufende Unterhaltuugskosten sowie Kosten für
größere Erweiterungen und Umbauten." In diesem
Jahre ist der Ansatz 4,5 Millionen; im vorigen Jahre,
waren es 12,3 Millionen, also ein Weniger von
7,8 Millionen.

Meine Herren, der III. Fachausschußwar der An¬
sicht, daß mit diesen 1,5 Millionen, deren Gveifbnrkeit
bis zum I. Oktober noch nicht ganz zweifelsfrei ist,
der glatte Unterhalt der Straßen »»r im günstigste»
Falle bestritten werden lann, nämlich dann, wenn die
Wittcrnngsuerhnltnis'sc für die Straßen außerordentlich
günstig sind. Wenn bie WitterlMgsvevhältnisse un¬
günstig sind, wird es unmöglich sein, mit diesem Be¬

trage auszukommen, und Sie werden sich darauf ein¬
richten müssen, daß in Zukunft in unserem Straßen¬
netz große Schlaglöchersind, die »icht repariert werden
tonnen, weil kein Geld ida ist. (Zuruf des Abgeordneten
Dr, Gilles: Sehr richtig!) Sie werden bei diesen
Schlaglöchern ein Schild finden; darauf steht:
Schlechte Straße. (Zuruf des Abgeordneten Beck:
Aber unsere Schilder sind schöner, sagt Herr Hart¬
mann in Romscheid!) Ich weiß nicht, was Sie für
Schilder meinen. Also, hier bei uns würde! „Schlechte
Straße" stehen. Das soll die Provinzialverwaltung
schützen vor irgendwelchen größeren Ersatzansprüchen,
die burch Unglück auf der Straße durch die schlechte
Befestigung veranlaßt werden. Es ist ganz selbstver¬
ständlich, daß bei ,dieser geringen Summe es aus¬
geschlossen ist, den weiteren Zweck des Titels 21, nämlich
„Kosten lfür größere Erweiterungen und Umbauten",
in diesem Sinne weiter aufrecht zn erhalten.

Sie wissen, meine Damen und Herren, wir haben
ein großes Projekt gehabt, und dieses Projekt ist bis
zu zwei Dritteln ausgeführt. Es muß aber jetzt be- .
züglich des Umbaues, also bezüglich der ucuzcitlichen
Decke, ein Stillstand eintreten. Dieser Stillstand ist
außerordentlich bedauerlich. Er wird aber insoweit
vielleicht tragbar, als wir durch die bisherige Finanz-
Politik der Straßenuerwllltung, durch die Aufnahme
von 10 Millionen Darlehen, es ermöglicht haben, zwei
Drittel unseres ganzeil Straßennetzes, also über 4000
Kilometer, zeitgemäß so auszubauen, daß die Decken in
etwa dem heutigen Verkehr längere Zeit standhalten
können. Immerhin ist es bedauerlich, daß wir dieses
Projekt einschränkenmüssen, und der 111. Fachausschuß
hatte ernste Bedeuten, ob er es verantworten könnte,
den Etat zu genehmigen, weil eben diese Mittel wahr¬
scheinlich nicht einmal voll ausreichen werden, um die
Straßen ordnungsmäßig zu erhalten resp, den Wert-
bcstaud des Straßeumaterials in Ordnung zu stcheru.

Meine Herren, leider muß ich mitteilen, daß die
Steinindustrie größere Aufträge in diesem Jahre nicht
erwarten kann. Es liegen schon jetzt 80 000 Kubikmeter
Steinmaterial an den Straßen, die naturgemäß Zuerst
eingebaut werdeu müssen. Es ist ganz undenkbar, ,dnß
größeres Material in diesem Jahre mit den vor'
haudencn Mitteln noch beschafftwerden kauu.

Damit Sie einen Ueberblickhaben, wie die Preise
resp, unsere Liuuahmen gesenkt worden sind, will ich
Ihnen sagen, daß im Jahre 1928 pro Kilometer
3900 RM zur Verfügung standen und heute nur mehr
700 RM. Mit 700 NM kann man natürlich keine
großen Umbauten machen.

Ich komme zn den Titeln 30 bis 35: Leistungen an
kreise und Gemeinden. Auf der Eiunahmeuseite ist
die Kraftfnhrzeullsteuer mit 3,8 Millionen vorgesehen,
die an die Kreise nnd Gemeinden fällt. Das sind
21 Prozent der gesamten Kraftfahrzeugsteuer der Pro¬
vinz. Gs ist, wie gesagt, nur ei» Durchgaugsposteu,
er fließt wieder den Gemeinden zu.

Der Titel 32. der auf Grund des Dotatiunsgesetzcs
den Kreisen zufällt, ist von 1 Million auf 400 000 RM
gekürzt worden. Diese Kürzuug ist genau in dem
gleichen Maßstab erfolgt wie,die gesamte Kürzung für
die Pvovinzialstraßen, so daß die Kreisverwaltnng sich
in dieser Beziehung Wohl nicht beklagen kann.

Zu Titel 35 liegt ein besonderer Autrag hier vor; es
ist die Drucksachc 61. Wir waren nämlich der Ansicht,
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daß, nm in etwa die Mittel für den Straßenbau zu
vergrößern, einzelne Titel einzusparen sind — es
mußte .sich ja der Etat selbst ausgleichen, weil neue
Anträge bei der Finanzlage nicht angenommcu werden
konnten. Im III, Fachausschuß wurde vorgeschlagen,
den Titel 35 mit 300 01X1 NM zur Förderung des Baues
zluischcngemeiudlicher Straßen und Verkehrs«nlageu im
Bezirke des Nnhrsieolimgsocrbandes zn streichen und
auf den Titel 21 zu übertragen. Der 1. Fachausschuß
hatte aber Bedenken dagegen, nnb wir konnten uns
in einer gemeinschaftlichenSitzung diesen Gedenken
nicht verschließen. Es ist daher vom I. und I II. Fach¬
ausschuß in dieser Beziehung zu bem Titel 35 der
Antrag gestellt worden, „daß eine bessere Aufteiln»«
des Arbeitsbereiches zwischen den Provinzen und dem
Ruhrsiedlungsverbaud es ermöglichen muß, in den
nächstjährigen Haushaltsplan einen Betrag für diese
Zwecke nicht wieder einzusetzen".

Wir haben selbstverständlichim Fachausschuß I und
III nicht die Frage erörtert, ob überhaupt der Ruhr¬
siedlungsverband in Zukunft noch zu Recht bestehen
soll oder nicht. Wir hatten aber doch den Eindruck,
daß es schließlichden Herren vom Nuhrsiedluugs-
verband unerwünscht ist, wenn sie von ihren Straßen
wegkommenund ihre Wagenachsenin unserem Bezirk
breche». Wir glaubten, daß wir da mit den 300 000 RM
Erleichterungen schaffen könnten. Aber, wie gesagt, der
I. Fachausschuß hatte prinzipielle Bedenken, und wir
schlagen Ihnen vor, die Angelegenheit in dieser Fassung
zu regeln. Bis zum nächsten Jahre wird vielleichteine
anderweitige Regelung kommen.

Im übrigen habe ich zu den Titeln 10 bis 45 nichts
weiter zu sagen.

Ich bitte, nur noch bei dem Kapitel 120 auf der
Seite 21 nachzuseheu. Da sind einmalige Ausgaben
eingesetzt, die früher außerordentliche Ausgaben und
Einnahmen genannt wurden. Es handelt sich da im
wesentlichennur nm die Fertigstellung der frühes an¬
gefangenen Arbeiten. Dn ist unter Nr, 1 die Fertig¬
stellung ber Nanarbeiten an der Kraftwagenftraße
Köln—Bonn. Es wird Sie interessieren, daß diese
Kraftwagenstraße, die ausschließlich für ,deu Kraft¬
wagenverkehrgebaut ist und nur für ihn benutzt werde»
darf. 20 Kilometer lang ist, daß sie 325 000 Nagewerke
Arbeit erfordert hat und baß eine Bodeubewegung von
700 MO Kubikmeter und 200000 Kubikmeter Kleinschlag
nötig waren. Die Arbeite» sind bei 1« Kilometern
vollständig fertiggestellt; bei t Kilometer» sind sie
nahezu fertig. Wen» der Fremdenverkehr am Rhein
ans den Höhepunkt gekommen ist -^ im Juli —, wird
sie, wie die Verwaltung uns versichert, dem Verkehr
übergeben werden.

Die Fortsetzung der Bauarbeitcn an der Teilstrecke
Qplllde» der Kraftwagciistraße Köln-Düsseldorf wird
ebenfalls in kleinerem Umfange durchgeführt. Der
weitere Ausbau der Autoftrecke zwischen Düsseldorf und
Köln wird aber .vorläufig wohl «nicht erfolgen; es wird
eben die weitere Finanzlage abzuwarten sein.

Ob der Ban der Unigehnngsstraße Unkel, der hier
mit 290 00« RM eingesetzt ist, überhaupt 'in Angriff
kommt, ist sehr zweifelhaft. Immerhin sind uns
170 000 MM und.verstärkte Förderung zugesagt, so daß
der uon der Provinzialucrlonltung einzusetzendeBe¬
trag nicht sehr erheblich sein wird.

Sehr zu begrüßen ist die Beseitigung ber Eiscubahu-
übergänge zwischen Künigsbach und Kapcllen-Stulzen-
fels auf der Strecke Bingerbrück^Koblenz. Wer die
Strecke kennt, wird wissen, daß dies G^fnhrenpnntte
erster Ordnung sind.

Das, »»eine Herren, ist im allgemeine» der Etat,
über den ich zu sprechen hatte. Ich bitte um unver¬
änderte Annahm« der vom Provinzialausschuß Ihnen
vorgeschlagenenFassung.

Stellvertretender Vorsitzender v>', Sa aßen : Der
Berichterstatter des I. Fachausschusses,Herr Abgeord¬
neter Heury, hat das Wort.

Abgeordueter Heury: Der l. Fachausschuß emp¬
fiehlt die Auuahme des Antrages in der vorliegenden
Form (Drucksache 01).

Stellvertreteuder Vorsitzender Nr. Saaße n: Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab¬
stimmung.

Wer für die Annahme des Antrages in Drucksache61
ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬
heit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu den Punkten 23 bis 25.
.Berichterstatter zu 23 ist Herr Abgeordneter llr.

Hartmllmr.
Abgeordneter Dr, Hart mann: Meine Damen und

Herren! Im l. Fachausschußwurden Bedenken laut,
ob die Ausätze für die Einnahmen aus Dotationen und
Steuern nicht zu hoch gegriffen feie». Vor alle» Dingen
wurden die Befürchtungen geteilt, die der Herr Vor¬
redner zum Ausdruck gebracht hat, ob die Kraftfahr-
zeugstcuerwirklich 11,5 Millionen im kommenden Jahre
bringen werde. Wir haben aber davon abgesehen,An-
träge auf Abänderung zu stellen. Wir haben es des¬
halb unterlassen, weil die Ansätze nach dem preußischen
Haushalt gefunden worden st»d »»d wir der Auffassung
sein müssen, daß an dieser Stelle ei» besserer Uebcrblick
über die Eiiumhmeu vorhanden ist als bei uns. Zum
anderen habe» wir aber auch davon absehen können
mit Rücksicht darauf, daß der Prouiuzialausschuß auch
i» diesem Jahre wieder ermächtigt werde» soll, Kür¬
zungen a» de» Ausgaben vorzunehmen, wenn die Ein¬
nahmen gegenüber de» Schätzuugeu zurückbleibcu.

Deshalb tan» an sich empfohlen werden, .die Ka¬
pitel 1 bis 8 unverändert auzuuehme«, nur mit einer
einzige» Ausnahme:

Es wird beantragt, die Einnahme von 8,5 Millionen
bei Kapitel 2, Titel 5, abzusetzenund domentsprechend
auch die Ausgabe unter Kapitel 3, Titel 2 (8,5 Mil¬
lionen), zn streichen. Es ist das die Ausgabe, die zur
Zurückzahlung fälliger Kredite und zur Teilzahlung
auf Stammeiulageerhöhimg bei der Landesbank vor¬
gesehen ist. Der Ausschuß ist nach den Aussühruuge»,
die uns geworden sind, der Auffassung, daß diese ganze
Ausgabe erst in Frage kommen kann, wenn die An¬
gelegenheit der Landesbank endgültig geregelt wird.
In diesem Augenblick aber, wo ,der ganze Fragen¬
komplex»och zur Erörterung steht, wird gebeten, dem
Autrage zuzustimmen, die Ausgaben zu streichen und
die Einnahmen .vorläufig abzusetzen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr, Snaß e n : Zu
Punkt 21 als Berichterstatter Herr Abgeordueter Maus.

Abgeordneter Maus: Im Vorbericht zum Haus¬
haltsplan, twr Prouinzialverwaltnug hat der Pru-
vinzialansschuß dem Proviuziallnndtng eine» Beschluß
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vorgeschlagen(Drncksache 1, Seite 8). Diesem Beschluß
ist der Fachausschuß I nicht beigetreten. Die Ab¬
stimmung über eine Nachtragsumlage soll für die jetzige
Session vertagt wenden,du morgen beschlossen werden
soll, den Landtag zu Vortagen. Wir werden aber noch
im Laufe des Jahres 1932 Gelegenheit haben, uns mit
einer eventuellen Nachtragsumlage zu beschäftigen.

Um aber den Haushaltsplan verabschieden zn können,
bedarf es eines Beschlusses über die Provinzialumlage
ohne die Nachtragsnmlage. In dem Neschlußentwurf
des Prouinzialansschnsses war die Provinzialumlage
mit der Nachtragsumlage iu Prozentsätzen zusammen¬
gefaßt. Unter Absetzung der Nachtragsumlage ergibt
sich jetzt folgendes Bild:

Der Provinzialnusschuß hatte vorgeschlagen, 11,97
Prozent zn erheben ans den den Stadt- nnd Landkreise!!
1932 zufließenden Ueberweisungen aus der Reichsein-
tommen- nnd Körpcrschllftssteuerund 50 Prozent von
11,97 Prozent des Lnndessahcs, der für 1932 in Stadt-
nnd Landkreisen veranlagten Bürgersteuer. An Stelle
dieser N,97 Prozent schlägt der Fachausschuß i Ihueu
nunmehr 5,25 Prozent vor.

Der Prvvinzilllausschuß hatte 16,51 Prozent von
den vom Staate für 1932 veranlagten Realsteuern vor¬
geschlagen. Statt dieser 16,51 Prozent schlägt Ihnen der
Fachausschuß i nunmehr 9,79 Prozent vor. Den Ne¬
schlußentwurf, den Ihueu der Fachausschuß 1 vor¬
schlägt, brauche ich nicht zn verlesen, da er inzwischen
als Drncksache in Ihre Hände gelangt ist. Ich beantrage
also namens des Fachausschusses,den Vcschlußentwnrf
Drncksache 58 anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Zu
Punkt 25 hat das Wort der Berichterstatter, Herr Ab¬
geordneter Marx.

Abgeordneter Marx: Der Antrag des Christlichen
Voltsdienstes und der Bauernpartei ^ Drncksache 21 —
will, daß der Herr Landeshauptmann dem Provinzial¬
nusschuß, bzw. dem nächstjährigen Provinziallandtng
Bericht darüber erstatte» soll, wie sich evtl. die Umlage
»ach gleichen Prozentsätze» auswirken würde.

Zur Zeit liegen die Dinge wie folgt: Die Umlage
wird iu Prozentsätze» »ach den Reichssteuerüber-
weisuugeu und den Rcalsteueru sowie seit 1931 von der
Hälfte der Bürgersteuer erhoben. Die Prozentsätze
tonnen ungleich sein. Iu den meisten anderen Provin¬
zen sind sie gleich; dagegen in der Rhcinpruvinz sind
sie ungleich. Die Summen, die erhoben werden, sind
lediglich umgelegt nach einem Prozentsatz, wonach der
Umlageanteil ans dem Aufkommen der Steuerüber-
weisuugeu genau so hoch ist, wie der Anteil von den
Realstcueru. Der Antrag will nnn, daß dem nächst¬
jährigen Pruvinziallandtag über die Auswirkung bei
riuer Gleichsetzungder Prozentsätze Bericht erstattet
werden soll. Der Fachausschuß1 hat sich mit dem An¬
trage befaßt und bittet den Provinziallnudtag, diese»
Antrag dem Provinzialnusschuß zu überweise».

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Wortmeldmige» liege»
zu diese» Pimkten nicht vor. Ich bitte diejenigen, die
für die Anträge des !. Fachausschusses sind, sich zn er¬
heben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zu Nr. 26 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Marx.

Abgeordneter Marx: Meine Damen und Herreu,
es haudc.lt sich bei diesem Punkte um die Antrage des

Christlichen Volksdienstes und der Bauernpartei sowie
der Zentrumsfrnktion. Es sind gleichlautendeAnträge,
die sich mit dein freiwilligen Arbeitsdienst befasscu. Der
FachausschußI hat sich mit diesen Anträgen beschäftigt.
Er sieht die Dringlichkeit und Wichtigkeit der Anträge
ein. Er empfiehlt dem Provinziallandtng, den Antrag
des Christlichen Voltsdienstes nnd der Bauernpartei
sowie deu der Zentrnmsfrattion anzunehmen, mit der
Aenderung, daß in dem Antrage der Zentrnmsfrattion
im letzte,: Absatz das Wort „Hochwasserschützprojekte"
gestrichennnd gleichzeitigvor dem Worte „auch" nach¬
stehenderSatz eingeschaltetwird: „Dem freien Nrbeits-
martt mid dem Gedanke» der Tnrifgemeiüschaft darf
durch den freiwilligen Arbeitsdienst kein Abbruch ge¬
schehen".

Ich bitte, dem Antrage des Fachausschusses 1 zu ent¬
sprechen nnd den Antrag Mit den vorgeschlagenen
Aenderungen anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Roth.

Abgeordneter Roth: Es klingt wie blutiger Hohn,
wenn wir uns den Antrag der Zentrnmsfraktion nnd
des Christlichen Vulksdienstcs näher besehen, wo man
von der Förderung des freiwilligen Arbeitsdienstes in
der Rheinprovinz spricht. Diese Freiwilligkeit hat ihre
besondere Bewandtnis, (Sehr gnt! bei den Kommu¬
nisteil.) Sie wird am besteu durch die a»gckü!idigte»
neue» Uuterstütznngs-Abbaumnßnahmen gekennzeichnet,
die sich nicht nur dadurch ausdrücken, daß man die
Hungersätze von 9 bzw. 8 RM noch weiter kürzt,
sondern insbesondere dadurch, daß zehutnuseude und
Hunderttausende jugendliche Erwerbslose gänzlich aus
der Fürsorge heransgeschmisse»werde». So sieht es
mit der Freiwilligkeit ans. Diese Jugendliche» sind
dan» vor die Frage gestellt, z» verhungern oder aber
die Zähne aufeinander zu beißen und sich zuuächst
solchen Maßnahmen zn fügen. Diese Jugendlichen, die
also leine Unterstützung mehr bekommen, werden
vielleicht zwar nicht von unverständigen Eltern dnzu
veranlaßt, diese Sklavenarbeit auzuuehmen, aber sie
ringen mit sich nnd glauben es nicht verantworten zu
könueu, ihre» Eltern den letzten Bissen Brot zu Hause
wegzuessen. Aus diesem Grunde seheu sie sich ver¬
anlaßt, sich in diesen Arbeitsdienst einzufügen.

Dieser Antrag des Zentrums ist natürlich nicht neu.
Wir finden ihn ja nicht etwa nnr bei der ZentrumS-
partei, sonder» anch die faschistischeHitler-Pnrtei hat
sich insbesondere füe diese Forderung wärmstens ein¬
gesetzt, selbstverständlich mit weitestgehcndrr Unter¬
stützung — wie bei allen anderen Maßnahmen, die sich
gegen dir Arbeiterschaft richten -^ auch der Sozinl-
demotrntischeuPartei. Es kommt nicht von ungefähr
nnd es ist bezeichnend, daß diesen Antrag der Zentrnms-
partei auch christliche Gewerkschaftsführer unterzeichnet
haben (Zuruf aus der Arbeitsgemeinschaft: Warum
deuu nicht?), die sich immer und immer wieder vor die
Arbeiterschaft hingestellt haben mit der Erklärung,
deren Interessen zn vertreten, die die Arbeiterschaft
aufgefordert haben, sich in den christlichen Gewerk¬
schaften zu organisieren, nm sich dadurch ein Tnrifgefetz
und dergleichen erzwingen zn tonnen. Heute wissen
wir, wie es praktisch mit diesen Maßnahmen aussieht,
die mau mit Uuterstützuug gerade der christlichen
Gewerkschaftsbürolratie, cmgefaugen Uou Stahlwert
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Becker bis Vestag usw., durchgeführt hat. Das waren
die ersten Maßnahme», die den heutigen Znstand ein¬
geleitet haben, wo man die Arbeiterschaft mit dem
Hinweis auf die schlechten Verhältnisse aufgefordert
hat, zunächst einmal das hinzunehmen; wo mau der
Arbeiterschaft gesagt hat, daß es aber besser würde.
Man macht den Arbeitern Versprechungen, als ob sie
eine bessere Zukunft erwarten könnten, wenn sie sich
zunächst diesen Maßnahmen fügen würden. Wir werden
Ihnen aber gründlich einen Strich durch diese Rech¬
nung machen. Die jugendlichen Arbeiter will man zn
einer Prätoriancrgarde machen, zu Lohndrückern; denn
das, Was die Arbeitsdienstpflicht zunächst sein soll, soll
System in Deutschland werden. Ebenso wie man in
einer Reihe faschistischer Länder dazu übergegangen
ist, besonders die Tinusportnrbeiterschaft mit Rücksicht
ans die Kriegspolitik, die die kapitalistischen Länder
gegen die Sowjetunion durchführen müssen, in den
Kriegsznstand zn versetzen, so will man bereits in
Deutschland die ersteu Anfänge machen. Neben den
Hungerlöhnen von 1,5U bis höchstens 2 RM Pro Kopf
und Tag sollen sie gleichzeitig für den Krieg gegen die
Sowjetunion eingedrillt werden. Denn es ist ja be¬
zeichnend, daß diese jugendliche» Arbeiter bei dem
sogenannten freiwilligen Arbeitsdienst von abgetakelten
faschistischen Offizieren kommandiert werden, daß sie
auf Kommando die Hacke nnd Schuppe bewegen müssen,
daß sie, bevor sie arbeiten, militärischen Drill erhalten
»nd ähnliche Dinge mehr.

Wir glauben, daß diese Maßnahmen, die Sie hier
durchführe» wolle», »icht gelinge» werde». Ich habe
schon gesagt: Wir werden alles tun, diese jugendlichen
Arbeiter, diese sogenannten Freiwilligen, die man
unter brutalen Hnngcrmaßunhmcn in diese Arbeits¬
methode hineingezwungen hat, aufzuklärcu »nd mit
ihnen den Kampf gegen dieses System z» beginnen,
insbesondere mit dem Hinweis, daß es gerade die Leute
des Zentrums sind, die a»f der andere» Seite die hohe»
Gewinne der Kapitalisten, die hohen Dividenden nnd
die hohen Gehälter billigen, die hente noch bezahlt
werden. Es ist bezeichnend für dieses Zentrum, daß
für einen Bischofssitz in Deutschland wie Köln lWNNN
RM ausgegeben werden, nnd das mit der Unterstützung
der Sozialdemokratic durch ihre» Braun, durch das
Konkordat und andere Maßnahme». Glauben Sie
»icht, daß die zn diesen Arbeiten gezwungene» Arbeiter
sich das a»f die Dauer gefallen lassen werden. Diese
Arbeiter haben schon, soweit sie Gelegenheit dazu
hatten, Maßnahmen ergriffen, indem sie streikten, indem
sie sich ganz einfach zur Wehr setzten, diese Arbeiten
auszuführen, indem sie ihre Unterstützungen weiter
verlangten nnd dergleichen mehr.

Wir wissen, daß es von, kapitalistischen Standpunkt
ans notwendig erscheint, solche Maßnahmen durch¬
zuführen, wenn Sie Ihr faules kapitalistisches System
erhlilte» wollen. (Sehr gut! bei den Kommiiüistcn.)
Wir habe» de» Arbeiter» ei» Arbeitsprogramm auf¬
gezeigt, imd die Arbeiter werde» es immer mehr ver¬
stehen, daß dieses allein für sie einen Ausweg bietet.

Wofür sollen die Arbeiter schlechtweg verwandt
werden? Z» Maßnahmen, die die Interessen der
Bourgeoisie vertreten, d. h, Meliorationen, Arbeiten
bei den elbische» Großjimler» usw., damit ihr A»s-
bentungsfeld »och weiter vergrößert wird. Glaube»

Sie nicht, daß Sie das durchführen können, ohne anch
nur in etwa daran gehindert z» werde».

Ich will insbesondere den Sozialdcmokraten etwas
sagen, die zwar »icht cinen offenen Antrag eingebracht
haben, diese Arbeitsdienstpflicht einzuführen, dcuen
um» aber, ebenso wie sie den Faschismus aus der Taufe
gehoben haben, nachweisen kann, daß sie auch diese
Arbeitsdienstpflicht in Deutschland zuerst eingeführt
haben. Das ist bezeichnend auch für ihre weitere
Stellungnahme. (Lachen bei den Sozialdemokraten.)
Daraus läßt sich ohne weiteres ermesse», wie sie auch
i» dieser Frage stehe» werde». Ebenso wie sie die
Ärüning-Negieruug, die die Notverordnungen, den
Lohnrcmb, den Unterstntznngsabban gebracht hat,
toleriert haben, so werden sie in dieser Hinsicht selbst¬
verständlich auch das arbeiterfeindliche, reaktionäre
Zentrum unterstützen. Wir werden unter allen Um¬
stände» gerade diese Tatsache der breiteste» Oeffentlich-
leit mit aller Deutlichkeit nnd allen Ernstes klar
machen, was diese Arbeitsdicnstpflicht bedeutet. Sie
soll ja iu Deutschland in allernächster Zeit die Grund¬
lage sei», auf der sich die Ausbeutung vollziehen wird.
Sie wollen also durch Notucrardnungen, durch Huuger-
uuterstützttugsnbbau usw. die Arbeiterschaft auf das
Niveau dieser sogenannten freiwilligen Arbeitsdienst-
Pflicht bringen nnd dabei Ihre Kricgsplüne verwirt¬
lichen. Die Arbeiterschaft, die ja nicht gewillt ist, Ihnen
das durchzuführen, werden wir anfrufe» zum außer¬
parlamentarischen Kampf, zum Kampf gcgc» die Luh»-
räuber, z»m Kampf gegru die faschistische»Kriegstreiber
gegen die Sowjetnuio» (Glocke des Präsidenten), uud
Wir werden Ihueu da einen gewaltigen Strich durch
die Rechnung machen. (Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender vi- Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Lohmeyer.

Abgeordneter Lohmeyer: Meine Damen und
Herren! Wir haben den Antrag ans Unterstützung
des freiwilligen Arbeitsdienstes eingebracht. Ich ln»»
»icht verstehen, weshalb die tummunistischc Fraktion
sich in einer solchen Weise gegen den freiwilligen
Arbeitsdienst ansspricht, znmnl sie doch selbst in Ruß¬
land eine Zwangsarbeit eingeführt hat. (Lebhafte
Zustimmung.) Man tonnte es vielleicht verstehen, daß
sie gegen eine» freiwillige» Arbeitsdienst ist (Znruf
des Abgeordneten Dnnder: Von Rußland kennen Sie
doch nichts!), weil sie gern eine Zwangsarbeit haben
»lochten. Diese Zwangsarbeit lehnen wir natürlich ab.
(Znrnf des Abgeordneten Dnnder: Wen» wir mal ein
Sowjet-Deutschland haben, dann werde» Sie auch znr
Zwangsarbeit herangezogen!)

Wer in der Jugendbewegung steht, spürt die Not
der jnugen Menschen, die arbeitslos, erwerbslos vor
einem Nichts stehen (Abgeordneter Dörr: Sehr gut!),
die keinen Lichtblick haben in die Zukunft uud die uicht
wissen, wie sie einmal in die Lage versetzt werden sollen,
sich eine Existenz und eine Zukunft zu bilden. Gerade
dadurch, daß so viele juuge Meuscheu erwerbslos sind,
werden sie dem Radikalismus iu die Arme getrieben,
nnd von diesem Gesichtspunkt ans kann man die Agi¬
tation der KPD. verstehen.

Die wirtschaftliche Lage läßt in der Gegenwart nnd
auch in der Zukunft noch keinen Lichtblick nnf eine
Besserung erkennen. Nach der Reichsverfassung aber
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hat jeder Deutsche ein Recht ans Arbeit. Angesichts
dieser Sachlage und angesichts der Wohl heiligen Pflicht
aller in Frage klimmenden Stellen müssen wir nach
Mitteln nud Wegen suchen, um diesen jnngen Menschen,
die eine Arbeitskraft «nd die Arbeitsmöglichkeitin sich
spüren -^ den» um diese handelt es sich jn —, Gelegen¬
heit zu geben, Arbeit verrichten zn können, (Znrnf der
Abgeordneten Fran Gsser: Aber gcge» entsprechende
Bezahlung!) Arbeitsmüglichkeitendürften überall dort
gegeben sein, wo Gemeinden sind, die infolge der
Wirtschafts- und Finanzkatastrophe nicht in der Lage
sind, notwendige Arbeiten zu verrichten. Wir haben
den Etat ja vor nns liegen, in dem Abstriche zu ver¬
zeichne» sind, die beweisen, daß wir in einer Finanz-
latastrophe stehen, daß wir nicht mehr in der Lage sind,
Ausgabe» für größere Frage» zu tätige», die in: Inter¬
esse der Öffentlichkeit gefördert werden müßten.

Dar»»! habe» wir diese» A»trag eingebracht. Wir
haben »us vo» dem Gesichtspunktleiten lassen, daß wir
z. B. in der Stadt Duisburg 15 ONO jnnge Erwerbslose
in: Alter von 1^2t Iahreu haben. Darunter sind
80N0, die keinerlei Nnterstütznn'g beziehe» könne».
(Znrnf des Abgeordneten Neck: Warum gibt man ihnen
keine?) Wenn man dann berücksichtigt, daß im letzten
Jahr 4000 Schulentlassungen vorgenommen sind und
daß vo» diese» lONN junge» Mc»schcn, die ins Neben
hineintreten, nur INNll iu Lehrstellen untergebracht
werden können, dann ist die Verantwortung geradezu
riesengroß, daß wir hier den jungen Menschen auch
einen Lichtblick ins Neben geben, daß sie die Möglichkeit
haben, sich eine Stellung, ei»e Heimstätte oder über¬
haupt einen Arbeitsplan im Neben zn erkämpfen.

Wir haben vo» Siedlungen gesprochen. Meine
Damen »nd Herren! Wir sind der Nuffnssuug, daß
der Weg zur Siedlung nnr über die Schnle des frei¬
willigen Arbeitsdienstes führen kann; denn bei», frei¬
willigen Arbeitsdienst wird sich zeigen, ob der einzelne
geneigt und geeignet ist, anch die schwere Arbeit der
Landwirtschaft auf sich zu nehmen. Die Schulung für
deu Siedlungsdicnst kann nnr erfolgen durch die Arbeit
in Baner»stclle». Es ist dabei zu prüfen, inwieweit
eine Berücksichtigung der wirtschaftlichen Unter¬
nehmungen hiermit eingesetzt werden kann. EK ist
notwendig, daß hier beide öffentlichen Faktoren Hand
i» Hand arbeite», um somit das große Werk des frei¬
willigen Arbeitsdienstes zn einem wirklichenRegulativ
für nnser deutsches Volk zu machen.

Wir haben auch aus Praktischen Erfahrungen heraus
diesen Antrag gestellt. Ich habe einer Reihe von
jungen Freunden die Möglichkeit gegeben, im frei¬
willigen Arbeitsdienst in Brandenburg zn arbeiten.
In: letzten Sonnner habe ich diese jungen Menschen
besucht, und als sie zn nns nach Meiderichzurückkamen,
haben sie mir gesagt: „Wir kommengerne nach Duis¬
burg zurück zu unserer alten Heimat; aber hier in
Duisburg zu leben vermögen wir nicht mehr." Weil sie
gelcrut hatten, daß es draußen im wogendenKornfeld
und bei dem Gesang der jubilierenden Lerchen zum
miudestc» ebenso schön ist, als bei Jazzmusik »nd im
Kintopp zu sitzen. (Zustimmuug beim Christliche»
Volksdienstund der Bauernpartei.)

Es wurde von dem kunimunistischc»Vorredner
gesagt, daß die jnngen Menschen durch unverständige

Eltern vielleicht veranlaßt werden könnten, sich zum
Arbeitsdienst verleiten zn lassen. Ich könnte Ihnen
das Gegenteil beweisen. Ich habe junge Freunde in
Meiderich, die im Gegensatz zum Wille» des Vaters
zur Arbeit gegangen sind (Znrnf des Abgeordneten
Roth: Das habe ich auch gesagt!) und die daun wieder
nach Hause gekommensind. Der Vater war froh, daß
der Innge wenigste»?' den Mnt gehabt hat, sich eine
Existenz zn sichern. (Znrnf des Abgeordneten Riegel:
Es haben sich ja Hunterttauscnde freiwillig gemeldet!)
Als er Weihnachten nach Hanse kam, hat der Vater,
ein Eisenbahnbeamter in hoher Stellung, seinen anderen
Kindern diesen Jungen, der freiwillig in Brandenburg
gearbeitet hat, als leuchtendes Beispiel hingestellt. Der
Iuugc hat wenigstens noch Eournge, sich eine Existenz
zu sicheru.

Helfen Wir mit, den jungen Menschen die Möglichkeit
zn geben, sich aus eigeuer Kraft heraus eine Existenz
zn sicheru. (Beifall beim Christlichen Volksdieust und
der Bnnernpartei.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman : Meine Damen und
Herre»! Namens der Arbeitsgemeinschafthabe ich zu
erkläre», daß die vorliegenden Anträge nns bezüglich
ihrer positiven Richtung gar nicht weit genug geheu.
(Zuruf vou deu Kommunisten: Das glauben wir!) In
dem vorliegenden Antrag ist etwas Positives so gut
wir gar nicht enthalten. Positive Erfolge versprechen
wir nns aber ganz besonders dann, wenn unseren
gestrigen Anregungen bezüglich des freiwilligen Ar¬
beitsdienstes in der Landwirtschaft und bei der Ein¬
schaltung der Privatbetriebe Rechuung getragen wird.
Wir gehen dabei von dem Grundsatz aus: Leistung und
Gegenleistung. Wir wünschen nicht, daß Werte ver¬
loren gehen. (Znrnf links: Arbeitsnachweis!) Zn
diesen Werten, meine Damen uud Herren, rechnen wir
allerdings anch die Unterstützungsbriträge.

Ich darf hier Beobachtungen oder Geda»ke»gä»ge
einschalten, die ich persönlich während des Krieges
gehabt habe, wo man ja Zeit hatte, im Schützengraben
manchmal in unendlichen Nächten über alle mögliche»
Dmge »achz»de»keu. Da kam einem »»willkürlich die
Idee, daß jede Gra»ate, die durch die Luft zog, eiue»
Wert darstellte, der mit deutscher Arbeitskraft hergestellt
war uud nun in der Lnft verpuffte (Znrnf des Ab¬
geordneten Hauck: Die Erkenntnis kommt ein bißchen
spat!), daß es Werte waren, die für nnser Volks-
uermöge» uuwiederbrniglich verloren gegangen sind,
die aber für unser Vaterland notwendig waren. (Zuruf
liuks: Sie rüsten ja zum neuen Krieg!)

Hier aber, meine Dnmcu uud Herreu, handelt es sich
darum, Werte für unser Vaterland zn erhalten, und
das, was wir an volkswirtschaftlicherKraft uoch haben,
uicht in die Lnft hinein zu verpuffen.

Da muß man sich doch die Frage vorlegen: Ist es
dcnu gar nicht möglich, das Geld, das nnn für deu
freiwilligen Arbeitsdienst ausgegeben wird, auch so zu
verwerten, daß die Volkswirtschaftwenigstensin irgend¬
einer Form einen Vorteil von diesen Ausgaben hat?
(Zuruf des Abgeordneten Riegel: Die Grubenarbeiter
sollen auch noch für 2 RM arbeiten, das ist das Ziel!)
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Meine Damen und Herren! Wenn man diesen
Gcdnnkcngängcn nachgeht — und ich bemerke aus¬
drücklich:Hier handelt es sich um einen freiwilligen
Arbeitsdienst — dann soll man den Leuten, welche
freiwillig arbeiten wallen, auch diese Arbeit »ach jeder
Richtung hin ermöglichen nnd vor allen Dingen den
Versuch umcheu, durch eine Znsatzentschädigung,oder
wie mau das ucunen will, den Leuten noch mehr Anreiz
zn solcher freiwilligen Betcitigung zu geben.

Nun gibt es gauz zweifelsohne,wie'ich gestern schon
ausgeführt habe, in der Landwirtschaft Arbeitsgelegen¬
heiten nnd Arbeiten, welche einfach nicht ausgeführt
werden tonnen, weil dem Bauer, dem Betriebsleiter
irgendeines mittleren oder größeren landwirtschaftlichen
Betriebes die Mittel fehlen, nm diese Arbeiten aus¬
führen zn lassen. Ich spreche — darauf möchte ich aus¬
drücklich aufmerksam machen — nicht von den Arbeiten,
welche im regelmäßigen landwirtschaftlichen Betrieb
unier allen Umständen ausgeführt werden müssen,
sondern ich spreche von Arbeiten, welche dazu dienen
können, die Volksernährung in größerem Maße, als es
landläufig sonst üblich und möglich wäre, sichrrzustclleu.
Ich betrachte solche Maßnahmen als ein Znsatz-
Programm zu dem Ncichsvrogramm zur Sicherung
unserer Ernte. Da möchte ich Ihnen einmal zwei
Bilder gegenüberstellen.

Wir haben in der Landwirtschaft manchmal ver¬
unkrautete Felder, nnd ich sehe voraus, daß diese ver¬
unkrautete» Felder in diesem Jahr zuuehmen werde»,
einfach aus dem Gruude, weil die Betriebsinhaber nicht
in der Lage sind, die nötigen landwirtschaftlichenAr¬
beiter zu bezahlen nnd diese Felder so uukrautfrei
hinzustellen, wie es wünschenswert wäre. Wir ver¬
gessen mich ganz einen landwirtschaftlichenGrundsatz,
den ich Ihnen hier mit ein Paar Worten sagen kann,
daß die Bodenliiftnng die halbe Düngung ist, weun wir
durch eiue eifrige Hackarbeit deu Boden auflockern.
Meine Damen nnd Herren! Ich erinnere nn das Bei¬
spiel von dem alten Winzer nnd seinen Sühnen, der
ans dem Totenbett sagte: Grabt nnd grabt nnd grabt!
Darin steckt der große Kern von Wahrheit, daß immer
und immer wieder an dem Boden gearbeitet werden
mnß, nm Lüftung in den Buden hineinzubekommen,
um die Erträge zu steigern.Meine Damen nnd Herren!
Wenn ich in der Lage bin, die Erträge zn steigern,
dann sollte ich doch auch das Nötige tun. Da ist es
geradezu für einen volkswirtschaftlichrichtig denkenden
Menschen ein unerträglicher Anblick, wenn hier ein
verunkrauteter Acker ist, der Wege» der fehlendenGeld¬
mittel nicht unkrautfrei gehalten werden lann, uud au
der uächsteu Ecke stehen hundert Arbeitslose mit deu
Häudcu in der Tasche, so daß einem die Leute leid tun,
die gerne arbeiten möchten. (Zuruf des Abgeordneten
Niegel: Die Erwerbslosen sollen graben uud Sie Wolleu
das Gold herausholen!) Ich spreche nur von deu
Leuten, welche freiwillig arbeiten wollen. (Zuruf des
Abgeordneten Pikard: Wenn derselbe Landwirt sich
einen Ncnzwagen anschafft, dann wäre es doch besser,
er schaffte ihn ab nnd nähme einen Hacker dafür!) --
Herr Pitard, ich habe das Wort.

Man kann folgendes Verfahren dabei anwenden:
Arbeiter, welche freiwillig arbeiten wollen, sollen zu¬
sätzlich vou deu Laudwirten für Arbeiten, Welche sonst

nicht ausgeführt würden, eine freie Verpflegung er¬
halten. Damit eröffnen wir dem freiwilligen Arbeits¬
dienst ganz große Möglichkeiten,die er sonst nicht hat.
Der Mann soll den Satz bekommen, der ihm als Zuschuß
sowieso zugesprochen ist, also 1,50 oder 2 NM. (Unruhe
bei deu Kummuuiste« und Zurufe.) — Lassen Sie mich
doch einmal ausreden, dann werden Sie vielleicht
anderer Meinung sein, — Er soll dazu freie Ver¬
pflegung erhaltcu uud seitens des Landwirtes Unter¬
weisung in der Betätignng in der Landwirtschaft,
welche es ihm ermöglicht,überhaupt Inudwirtschaftliche
Arbeiten zu erlernen nnd sich evtl. ans einen Siedler-
bernf vorzubereiten.

Nun habe ich Ihnen, meine Damen nnd Herren,
noch einen nencn Vorschlag zu uuterbreiteu, der aus
uuseren Kreisen stammt und auf folgeudes hinausgeht:
Weuu der Mauu des freiwilligen Arbeitsdienstes seine
1,5U oder 2 NM bekommtund dazu freie Verpflegung,
so steht er sich besser als andere Leute ans dem frei¬
willigen Arbeitsdienst. Dann soll er das, was er dnrch
diese zusätzliche Gruähruug, die er vou dem Landwirt
bekommt, erspart, dazn verwenden, nm sich freiwillig
an dem Kleben der Marken für die Iuvalideuversiche-
rnng zu beteiligen. Meine Damen und Herreil! Das
ist ein ganz wichtiger voltswirtschaftlicher Grundsatz,
weil dadurch die Ansprüche au die Invaliden- nnd die
Angestelltenversicherungaufrechterhalten bleiben. Wenn
ich darüber spreche, will ich sofort sagen, wie die Sache
auf der anderen Seite bei dem Landwirt aussieht. Der
Landwirt gibt die Verpflegung, er lernt die Lente an,
er wird auch einen höheren Ertrag haben, darüber ist
gar kein Zweifel. Dafür gibt er aber diese Unter¬
weisung, dafür gibt er die Verpflegung. Dieser höhere
Ertrag, meine Damen nnd Herren, kommt aber letzten
Endes nicht nnr dem Landwirt zngnte, sondern unserer
allgemeinen Volkswirtschaft, indem die Ernährungs-
basis unseres Volkes auf diese Weise verbreitert wird.

Ich stehe allerdings auf dem Staudpunkt, daß die
Bestimmungen, die zn dem Nesnltat führen solle», was
ich Ihnen eben vorgetragen habe, einer sehr sorgfältigen
Durchprüfung bedürfen. Denn es mnß selbstverständ¬
lich jede Möglichkeitin den Bestimmungen ausgeschaltet
sein, daß nn» etwa der freie Arbeitsmarkt dadurch
belastet wird, daß Leute, die ständig beschäftigt sind,
herausgezogen werde», uud daß der Laudwirt statt ihrer
sich uuu des freiwilligen Arbeitsdienstes bedient. Solche
Bestimmungen lasseu sich uuschwrr treffe»; sie müssen
ausgearbeitet werde». Darüber läßt sich ei» Ein¬
vernehmen herbeiführen.

Meine Damen nnd Herren! Uns von der Arbeits¬
gemeinschaft liegt daran, daß wir positiveArbeit leiste»,
daß wir eine Arbeit leiste», welche voltswirtschaftlich
richtig »»d welche folgerichtig ist. (Beifall bei der Ar-
beitsgemeiiischaft.)

Vorsitzender 0r, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Körner.

Abgeordneter Körner: Meine Damen und
Herren! Wir haben hier eben hören tonnen, daß von
der linken Seite gegenüber dem Antrage der Zcntrnms-
frattion anf Förderung des freiwilligen Arbeitsdienstes
eine völlige Verneinung zum Ausdruckgebracht wurde.
Der rechten Seite des Hauses giug der Autrag noch
nicht weit genug. Wir seheu also, daß auch hier bei
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diesem Antrag die Tradition der Zentrumspartci
gewahrt bleibt, daß sie wohlabgewugeneMitte darstellt.

Meine Damen nnd Herren! Wir bejahen grund¬
sätzlich den freiwilligen Arbeitsdienst, weil wir der
Auffassung sind, daß in der heutigen Zeit der riesigen
Arbeitslosigkeit, dieser anormalen Arbeitslosigkeit, auch
neue Wege gegangen werden müssen, daß man nicht
nur in alten, ausgeleierten Bahnen wciterschrciten
darf, fundern daß man auch den Wut haben muß, neue
Wege zu gehen. Dabei wollen wir aber bei gründ-
fätzlicher Bejahung des freiwilligen Arbeitsdienstes
jeden Mißbrauch vermieden wissen. Wir möchten uur
alten Dingen nicht, daß nurmale Arbeitsstellen dadurch
in Wegfall kommen. Wir mochten auch nicht, daß die
Jugendlichen irgendwie ausgenutzt werdeu. Anderer¬
seits sind wir aber der Auffassung, daß man auch nicht
vor lauter Bedenken zn gar keinen Handlungen
kommen soll. Ich bedaure es nußerordeutlich, daß z. B.
iu der Kommission die Hochwasserschntzvrojcktevon
der Durchführung auf dem Wege des freiwilligen
Arbeitsdienstes ansgcnommen sind. Es ist tatsächlich
so, daß iu der Rheinprovinz eine ganze Reihe Hoch-
wnsscrschutzpruiette auf dem Wege des freiwilligen
Arbeitsdienstes durchgeführt werden können, deren
Durchführung heute uicht möglich ist. Und ich meine,
dn ist jeder Mißbrauch ausgeschlossen. Wenn eben
der tonnnnnistischc Redner davon sprach, daß hier
faschistische Offiziere zn Anführern des freiwilligen
Arbeitsdienstes würden, so habe ich noch keine»
faschistischen Offizier gesehen. Im Gegensatz zu Ruß¬
land ist es ja hier ein freiwilliger Arbeitsdienst, Kein
einziger Jugendlicher wird von irgendeinem Arbeitsamt
gezwungen, dem freiwilligen Arbeitsdienst beizudrcten.

Trotz aller pessimistischen Voraussage», daß der frei¬
willige Arbeitsdienst zn nichts führen würde, haben wir
die erfreuliche Tatsache zn verzeichnen,daß heute schon
Tausende von jungen Menschen in Deutschland im
freiwilligeil Arbeitsdienst beschäftigt sind, allein in der
Rhrinprovinz rund -lllNU, Weuu die Mittel und die
Möglichleiten noch größer werden, werden es Hundert¬
tausende von freiwilligen Arbeitsdicnstwilligen in
unserem Vaterlande sein. Wir haben aber die erfreu¬
liche Feststellung in unserer Heimatprovinz, der Rhein-
Provinz machen tonnen, daß all die Jugendlichen, die
sich freiwillig gemeldet huben, ohne jeden Druck leider
uicht im freiwilligen Arbeitsdienst beschäftigt werden
tonnen. Darum unser Antrag, der sich deckt mit dem
Antrage des ChristlichenVolksdienstes,daß auch seitens
der Rheinprovinz dem Gedanken des freiwilligen
Arbeitsdienstes Bahn gebrochenwird, indem alle Pro¬
jette unterstützt werden, vor allem auch mit fach¬
männischem Rat — denn die Provinz Uerfiigt über
fachmännische Erfahrungen, die ausgenutzt werden
können -^, daneben nnch finanziell, soweit das möglich
ist. Wir haben in der Rheinprovinz schon gute Er¬

fahrungen. Ich würde das begrüßen, nicht nur um
volkswirtschaftlichgesunde Projekte durchzuführen, die
sonst liegen blieben, sondern vor allen Dingen, nm der
Gesunderhaltung unserer Jugendlichen willen. Daß
sie gesund die riesige Krise überstehen, das ist doch die
Hauptaufgabe, die uns als verantwortungsbewußte
Menschen obliegt.

Darum möchte ich noch einmal an die Provinz
appellieren, daß sie jedmüglicheHilfe den bewährten
Trägern des Dienstes und der Arbeit angedeihen läßt,
in Form von Beratung und, soweit möglich, auch i»
Form finanzieller Beihilfen.

VorsitzenderDr. Iarrcs : Weitere Wortmeldungen
liegen uicht vor. Die Besprechung ist geschlossen.Wir
kommen znr Abstimmung. Getrennte Abstimmung
wird Wohl nicht verlangt. Ich bitte diejenigen, die für
den Antrag des I. Fachausschusses sind, sich zn erheben,
— Das ist die Mehrheit.

Wir kommen znr Schlnßnummer der heutigen
Tagesordnung, zu N u m mer 2 ?.

Berichterstatter Herr Abgeordneter Lessenich.
Abgeordneter Lessenich: Der II. Fachausschuß

bittet, den Antrag Nr. 55 der Staatsregierung znr
Prüfuug überweisen zn wollen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des
ll. Fachansschussessiud, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Damit ist die heutige Tagesordnung erledigt. Ich
bitte, mich zn ermächtigen, auf die Tagesordnung der
morgigen Sitzung die beiden Punkte zn setzen, die den
!. und V. Fachausschuß sowie den Sonderausschuß
der Lllndesbcmt noch zu beschäftigen haben. Dieserhalb
sind gemeinsameSitzungen des I. nnd V. Fachausschusses
auf 9 Uhr und des Sunderansschnsses der Anndesbant
ebenfalls auf 9 Uhr anberaumt. Als letzter Punkt Wird
dann morgen der Bericht des Sonderausschusses zu
deu Angelegenheiten der Landesbank ans die Tages¬
ordnung kommen. ^ Gegen diese geschäftliche Behand¬
lung erhebt sich kein Widerspruch.

Der Aeltestenrat hat beschlossen,zu dem einen
Punkt: Beratung der Angelegenheiten der Landesbank,
die Redezeit zn beschränken, nnd zwar auf eine Stunde
für die größeren Fraktionen nnd ans ^ Stunde für
die kleineren Fraktionen und Gruppen. Wenn sich lein
Widerspruch aus dem Hause erhebt — das ist nicht der
Fall —, dann darf ich feststellen, daß die nötige Mehr¬
heit fiir die Annahme dieses Vorschlages des Aeltesten-
rntes besteht. Wir werden demnach morgen vertagen.

Die Plenarsitzung beginnt morgen um 9^ Uhr.
Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Ich schließe

die Sitzung.
(Schluß: 19 Uhr IN Miuuten.)
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